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Vorwort

In wenigen Jahrzehnten hat sich Bayern 
vom Agrarstaat zu einem führenden 
Industrie- und High-Tech-Standort 
gewandelt. Diese Erfolgsgeschichte 
gehört den Menschen in Bayern. Sie 
basiert auf dem Fundament der 
sozialen Marktwirtschaft. Deren 
Grundprinzipien haben sich bewährt – 
Freiheit, Chancengerechtigkeit, fairer 
Wettbewerb und sozialer Ausgleich. 

Wir haben in Bayern ein Niveau an 
Wohlstand, Beschäftigung, Wirtschafts-
kraft und sozialer Sicherheit erreicht, 
das es in Bayern noch nie zuvor gege-
ben hat. Die soziale Lage in Bayern ist 
so gut wie nie zuvor. Das gilt für alle 
Regionen in Bayern. So sind zum Bei-
spiel die Unterschiede zwischen den 

Regierungsbezirken bei der Arbeits
losigkeit im letzten Jahrzehnt massiv 
zurückgegangen. In vielen Regionen 
herrscht Vollbeschäftigung.

Dieser Erfolg verschafft uns Spielräume, 
die andere nicht haben. Auf Basis soli-
der Finanzen investieren wir in die Zu-
kunft. Wir investieren über zwei Milliar-
den Euro jährlich in Familienleistungen, 
im Jahr 2018 2,5 Milliarden Euro. Der 
Löwenanteil fließt in die Kinderbetreu-
ung, in  die Zukunftschancen unserer 
Kinder und in die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Mit unserer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik tragen wir dazu 
bei, dass alle gute Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt haben. Wir sind auf dem 
Weg zu einem barrierefreien Bayern. 
Unser bundesweit einzigartiges Pro-
gramm „Bayern barrierefrei“ kommt 
nicht nur Menschen mit Behinderung, 
sondern allen Menschen zu Gute. Die 
ältere Generation, die so gesund und 
fit  wie nie zuvor ist, hat einen wesent
lichen Anteil an der hervorragenden 
Lage in Bayern. Deshalb setzen wir uns 
weiter für eine gute Altersvorsorge ein. 
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Und Bayern ist das Land gelingender 
Integration. Dafür unternehmen wir 
mehr als andere. Unser deutschland-
weit einzigartiges mehrjähriges Son-
derprogramm „Zusammenhalt fördern, 
Integration stärken“ setzt Maßstäbe 
und mit dem Bayerischen Integrations-
gesetz, der Betonung der in Bayern gel-
tenden Leitkultur und der Festlegung 
des Grundsatzes des Forderns und 
Förderns hat die Integration in Bayern 
eine klare Grundlage und Richtung. 

Bei alledem verlieren wir nicht aus dem 
Blick, dass es Menschen in Bayern gibt, 
die es schwerer haben als andere, bei-
spielsweise Langzeitarbeitslose oder 
Alleinerziehende. Ihnen gilt unsere be-
sondere Aufmerksamkeit, damit auch 
sie faire Chancen haben, von Bayerns 
Erfolg zu profitieren.

Über all das und noch viel mehr infor-
miert Sie der vorliegende Bericht umfas-
send. Er zeigt die Ziele der Bayerischen 
Staatsregierung in der Sozialpolitik auf. 
Er analysiert, wo wir stehen, und er be-
schreibt, was wir unternehmen, um 
noch besser zu werden. Auf diese Weise 
ist er eine wichtige Hilfestellung bei poli-
tischen Entscheidungen. 

Wir danken allen, die bei der Entstehung 
des Berichts mitgewirkt haben, für die 
geleistete Arbeit und ihr Engagement. 
Insbesondere gilt unser Dank den betei-
ligten Forschungsinstituten: Der Prog-
nos AG, dem Institut für angewandte 
Wirtschaftsforschung e. V. (IAW), dem 
Institut für Sozialforschung und Gesell-
schaftspolitik GmbH (ISG), dem Staats-
institut für Familienforschung an der 
Universität Bamberg (ifb) und dem 
Staatsinstitut für Schulqualität und Bil-
dungsforschung (ISB).

Emilia Müller
Staatsministerin

Johannes Hintersberger
Staatssekretär
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Die Wirtschaftskraft steigt in ganz 
Bayern
Bayern zählt zu den wirtschaftsstärks-
ten Gebieten in Europa. In den letzten 
fünf Jahren verzeichnete Bayern das 
höchste Wirtschaftswachstum aller 
Bundesländer. Sein reales Bruttoin-
landsprodukt ist um 12,3 % gestiegen. 

Die Wirtschaftskraft konzentriert sich 
dabei nicht allein auf die Ballungsräu-
me München, Nürnberg und Augsburg. 
Auch der ländliche Raum ist in Bayern 
wirtschaftlich vital. Alle sieben Regie-
rungsbezirke haben sich in den letzten 
Jahren sehr positiv entwickelt.

Bayern ist ein wir tschaf tlich starkes und soziales Land. 
Bayern hat sich in den letzten 50 Jahren von einem stark 
landwir tschaf tlich gepräg ten Land zu einem weltweit re -
nommier ten Hochtechnologiestandor t entwickelt. Seine 
großen internationalen Konzerne sowie seine starken kleinen 
und mit tleren Unternehmen stehen an der Spitze des tech -
nischen und wir tschaf tlichen For tschrit ts.

Soziales Bayern –
� Beste Rahmenbedingungen

8



Starke Wirtschaft –  
Chancen für die Menschen
Von diesem wirtschaftlichen Erfolg 
profitieren die Menschen in Bayern. 
Der bayerische Arbeitsmarkt bietet 
hervorragende Chancen. Nirgendwo 
sonst in Deutschland ist die Erwerbs
tätigenquote so hoch und die Arbeits-
losenquote so niedrig. Die Zahl der 

Erwerbstätigen ist in Bayern in den ver-
gangenen 25 Jahren von 6,04  Mio. im 
Jahr 1991 auf 7,27 Mio. im Jahr 2015 
angestiegen. Damit ist sie mit einem 
Plus von 20 % fast doppelt so stark ge-
stiegen wie im übrigen Deutschland. 
Gleichzeitig erreicht die Arbeitslosen-
quote einen historischen Tiefstand: Im 
Jahresdurchschnitt 2016 betrug sie 

Darstellung 1: � Veränderung des realen Bruttoinlandprodukts nach Bundesländern 
und in Deutschland im Gesamtzeitraum 2010–2015 (in Prozent; 
preisbereinigt)
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 Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2016: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder.  
Reihe 1, Band 1. Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöpfung in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 1991 bis 2015.  

Stuttgart 2016
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3,5 %. Im November 2016 wurde mit 
3,2 % gar ein historischer Tiefstand er-
reicht. In Bayern herrscht in vielen Re-
gionen praktisch Vollbeschäftigung.

Gute Lebensbedingungen machen 
Bayern attraktiv
Die Lebensbedingungen sind in Bayern 
hervorragend, in den Ballungsgebieten 
und auf dem Land – von Berchtesgaden 
bis Hof. Gute Arbeit, hoher Wohlstand, 
soziale Stabilität und gute Zukunfts-
aussichten machen Bayern für die 
Menschen attraktiv. Bayern ist daher 
ein wachsendes Land: Von 2000 bis 
2015 ist die Bevölkerung mit rund 5 % 
so stark gewachsen wie in keinem an-
deren Bundesland. Seit 2010 ist die 
zusammengefasste Geburtenziffer in 
Bayern von 1,37 Kindern auf 1,48 Kin-
der je Frau im Jahr 2015 kontinuierlich 
gestiegen.

Nachhaltige Finanzen –  
soziale Sicherheit
Der Freistaat Bayern steht für nachhal-
tige Finanzpolitik. Seit 2006 kommt der 
allgemeine Staatshaushalt ohne neue 

Schulden aus. Ziel ist, die Verschuldung 
im Staatshaushalt bis zum Jahr 2030 
unter Berücksichtigung der konjunktu-
rellen Entwicklung abzubauen. Der 
Freistaat Bayern hat allein im Zeitraum 
von 2012 bis 2016 Schulden von rund 
3,6 Mrd. Euro getilgt, im Doppelhaus-
halt 2017/2018 sind weitere Tilgungen 
in Höhe von einer Mrd. Euro vorgese-
hen. Bayern weist die geringste Pro-
Kopf-Verschuldung aller Bundesländer 
auf. Sie hat sich in Bayern von 2010 bis 
2015 um fast 11 % verringert. Die Pro-
Kopf-Verschuldung lag zum Jahresende 
2015 bei 2.317 Euro, während sie im 
bundesweiten Durchschnitt mit rund 
8.071 Euro mehr als dreimal so hoch 
war. 

Bayern richtet damit den Blick in die 
Zukunft und schafft auch Raum für 
Investitionen in die Menschen, in den 
sozialen Zusammenhalt und die soziale 
Infrastruktur. Der Bayerische Sozial-
haushalt (Etat des Bayerischen Staats-
ministeriums für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration) ist in den ver-
gangenen Jahren stetig gewachsen – 
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von 3,02 Mrd. Euro in 2012 auf 
6,96  Mrd. Euro in 2016. Die Integration 
und die Versorgung der vielen Asylbe-
werber und Flüchtlinge machten im 
Jahr 2016 besonders hohe Ausgaben 
nötig. Der Doppelhaushalt 2017/2018 
sieht wieder etwas niedrigere Sozial-
ausgaben von rund 6,32  Mrd. Euro im 
Jahr 2017 und rund 6,25 Mrd. Euro im 
Jahr 2018 vor. Hintergrund ist, dass die 
Ausgaben für Asylbewerber erheblich 
niedriger veranschlagt werden können, 
da weniger Menschen in Bayern ankom-
men und die Rückführung abgelehnter 
Asylbewerber verstärkt wird. Bei den 
übrigen sozialen Leistungen steigen die 
Investitionen jedoch wieder, um ca. 
150  Mio. Euro in  2017 und um mehr als 
300 Mio. Euro in 2018. Einen besonde-
ren Schwerpunkt setzt Bayern dabei auf 
seine Familien. Für die Familienpolitik 
stehen im Doppelhaushalt 2017/2018 
insgesamt 4,9  Mrd. Euro bereit.

Darstellung 2: � Entwicklung des Sozial-
haushalts des Freistaats 
Bayern 2012–2018  
(in Mrd. Euro)
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Quelle: StMAS, eigene Darstellung auf Basis des  
Staatshaushalts des Freistaats Bayern
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Gute Einkommen – hoher Wohlstand

Gleichzeitig sind die Einkommen in 
Bayern gleichmäßiger verteilt und die 
Einkommensspreizung ist nicht so 
hoch. Außerdem ist der Anteil der 
Menschen, die mit einem niedrigen 
Einkommen zurechtkommen müssen 
(sog. Armutsgefährdungsquote = 
weniger als 60 % des mittleren Netto
äquivalenzeinkommens), erheblich ge-
ringer als in ganz Deutschland. Unter 
allen Bundesländern hat Bayern hier 
den niedrigsten Wert.

Der wirtschaftliche Erfolg Bayerns 
wirkt sich bei den Menschen aus. Das 
Niveau der Bruttolöhne liegt höher 
als  in Deutschland. Die Menschen in 
Bayern haben mit beinahe 26.000 Euro 
im Jahr das dritthöchste Einkommen in 
Deutschland (Messgröße: Median der 
Nettoäquivalenzeinkommen). Es liegt 
um mehr als 8 % über dem deutschen 
Wert und im Vergleich mit West-
deutschland fast 4 % höher.

Darstellung 3: � Armutsgefährdungsquoten* in den Bundesländern und in  
Deutschland 2015 (in Prozent)
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A.1 Armutsgefährdungsquote, www.amtliche-sozialberichterstattung.de [Stand: 16.12.2016]
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Weil die Wirtschaft floriert und am Ar-
beitsmarkt praktisch Vollbeschäftigung 
herrscht, nehmen auch weniger Men-
schen Leistungen der staatlichen Min-
destsicherung in Anspruch, um ihren 
Lebensunterhalt zu decken. Nirgendwo 
sonst in Deutschland ist die Mindest
sicherungsquote so niedrig wie in Bay-
ern mit 5,2 %. In Deutschland liegt sie 
mit 9,7 % fast doppelt so hoch.

Bayerns Haushalte haben die höchsten 
Nettovermögen
Bayerns Haushalte verfügen über die 
höchsten durchschnittlichen Netto
vermögen in Deutschland (vgl. Dar
stellung 4). 

Gleichzeitig wies Bayern 2013 (zusam-
men mit Baden-Württemberg) mit 
16,2 % den geringsten Anteil an Haus-
halten ohne Nettovermögen auf. 
Außerdem haben die Bayern kaum 
Schulden, denen kein Wert in Form 
einer Immobilie entgegensteht. 82,2 % 
der bayerischen Haushalte haben keine 
Konsumschulden. Das ist der zweit-
höchste Anteil in ganz Deutschland 
(nur in Baden-Württemberg liegt er 
etwas höher).

Das kommt auch bei der Überschul-
dung zum Tragen. Bayern hat bereits 
seit Jahren den niedrigsten Anteil über-
schuldeter Personen.

Darstellung 4: � Durchschnittliches Nettovermögen der privaten Haushalte in den 
Bundesländern und in Deutschland 2013 (in Euro) 
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Bürgerschaftliches Engagement ist in 
Bayern unverzichtbarer Bestandteil ei-
ner lebendigen, vielfältigen und solida-
rischen Gesellschaft. Gerade Bayern ist 
geprägt durch eine lange und beständi-
ge Tradition von Vereinen, Kirchen und 
Freiwilligendiensten. Damit sind in Bay-
ern verlässliche Strukturen gewachsen. 
Diese Strukturen gilt es zu unterstützen 
und zu vernetzen, denn das Ehrenamt 
trägt zu einem wesentlichen Teil dazu 
bei, dass Bayern so lebens- und liebens-
wert ist. Außerdem muss die Leistung 
der Freiwilligen Anerkennung finden. 

Freiwilliges Engagement in Bayern 
steigt
Fast jeder Zweite (47 %) in Bayern 
setzt sich freiwillig für die Gesellschaft 
und seine Mitmenschen ein. Bayerns 
Bürgerinnen und Bürger engagieren 
sich häufiger freiwillig als der Bundes-
durchschnitt (44 %). Zwischen 1999 
und 2014 ist der Anteil der freiwillig 
engagierten Menschen um zehn Pro-
zentpunkte angestiegen.

Darstellung 5: � Freiwillig Engagierte und gemeinschaftlich Aktive in Bayern und im 
Bund 1999–2014 (in Prozent)

31 37

30 37

28 47

28 36

Bayern 1999

Bayern 2004

Bayern 2014

Bayern 2009

34 34

30 36 

30 44 

28

32

33

25

 36

32

34

26

35 36

Bund 1999

Bund 2004

freiwillig Engagiertenichts davon gemeinscha�lich Aktive (ohne freiwilliges Engagement)

Bund 2014

Bund 2009

20 %0 % 40 % 60 % 80 % 100%
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Freiwilliges Engagement 
� macht Bayern stark 
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Menschen jeden Alters engagieren sich 
freiwillig. Die Engagementquote liegt in 
fast jeder Altersgruppe bei um die 50 %. 
Männer sind dabei mit 51 % häufiger 
freiwillig engagiert als Frauen (44 %). 
Seit 1999 haben die Frauen allerdings 
aufgeholt. Sie haben den Abstand zu 
den Männern um 5 Prozentpunkte ver-
ringert.

Am häufigsten engagieren sich die Bay-
ern im Bereich „Sport und Bewegung“. 
Über 19 % der freiwillig engagierten 
Menschen widmen sich diesem Be-
reich. Der „soziale Bereich“ ist mit 10 % 
der zweitgrößte Sektor, gefolgt vom 
Engagement für „Kultur und Musik“, 

„Kirche oder Religion“ mit jeweils 9 % 
und „Schule und Kindergarten“ mit 8 %. 
5 % widmen sich dem Dienst bei Unfall- 
oder Rettungsdiensten und der freiwil-
ligen Feuerwehr.

Verein bleibt wichtigste 
Organisationsform
Die meisten Menschen, die sich freiwil-
lig engagieren, tun das nach wie vor in 
einem Verein. Er konnte sogar noch an 
Bedeutung gewinnen. Mittlerweile sind 
mehr als die Hälfte der Ehrenamtlichen 
in Vereinen tätig. Die  einzige Organisa-
tionsform, die ebenfalls mehr an Bedeu-
tung gewinnen konnte, sind selbstorga-
nisierte Gruppen (vgl. Darstellung 6). 

Darstellung 6: � Organisationaler Rahmen der freiwilligen Tätigkeiten in Bayern 
1999–2014 (in Prozent)
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Hoher Stellenwert der Freiwilligen­
dienste
Eine Sonderform des Bürgerschaft
lichen Engagements sind die Freiwilli-
gendienste. Sie haben einen hohen 
Stellenwert. 

Von besonderer Bedeutung für Bayern 
sind das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) 
und das Freiwillige Ökologische Jahr 
(FÖJ). Beide Freiwilligendienste richten 
sich an junge Menschen. Ein Grund für 
die ungebrochene Attraktivität der 
Freiwilligendienste ist die Bildungs-  
und Orientierungsmöglichkeit vor der 
Berufswahl.

Der Bundesfreiwilligendienst (BFD) 
wurde durch den Bund eingerichtet, 
um den Wegfall des Zivildienstes nach 
Ende der Wehrpflicht zum 1. Juli 2011 
zu kompensieren. In Bayern wurden 
alle 14.000 Zivildienststellen in Ein-
satzstellen des Bundesfreiwilligen-
dienstes umgewandelt. 

Bayern unterstützt das Ehrenamt
Alle Bayerischen Staatsministerien 
tragen im jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich mit einem Bündel an Maßnahmen 
(z. B. Bürokratieabbau, Anerkennungs-
kultur, finanzielle Förderung) Sorge da-
für, dass die Rahmenbedingungen für 
ehrenamtliches Engagement fortlau-
fend optimiert werden. Die Engage-

mentpolitik der Bayerischen Staats
regierung stellt eine funktionierende 
Infrastruktur bereit, stärkt die Aner-
kennungskultur und schafft ein breites 
Bewusstsein in der Gesellschaft für 
den Wert des Bürgerschaftlichen En
gagements. Dazu unterstützt der Frei-
staat zahlreiche Maßnahmen.

Mit den Koordinierungszentren Bürger-
schaftliches Engagement (KoBE) för-
dert die Bayerische Staatsregierung flä-
chendeckend auf Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städte zentrale Anlauf-
stellen zu allen Fragen des Bürger-
schaftlichen Engagements. Ihre Auf
gabe ist es unter anderem, Vereine und 
Initiativen landkreisweit zu vernetzen.

Außerdem fördert der Freistaat mit 
dem Landesnetzwerk Bürgerschaft
liches Engagement (LBE) und der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der Freiwilligen
agenturen in Bayern (lagfa bayern) 
zwei unabhängige Organisationen, die 
landesweite, engagementfeldübergrei-
fende Dienstleistungen (Beratung, In-
formation, Qualifizierung, Vernetzung) 
anbieten. 

Der Runde Tisch Bürgerschaftliches 
Engagement ist seit 2009 für die Enga-
gementpolitik der Bayerischen Staats-
regierung ein wichtiges Beratungsgre-
mium und mit dem Bayerischen 
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Ehrenamtskongress gibt es alle zwei 
Jahre ein deutschlandweit einmaliges 
Forum zur Information und zum Aus-
tausch zu aktuellen Fragen des Bürger-
schaftlichen Engagements.

Mit der Bayerischen Ehrenamtsversi-
cherung, einer Auffangversicherung für 
Haftpflicht- und Unfallschäden, schafft 
der Freistaat die Sicherheit, dass ehren-
amtlich Tätige durch ihr Engagement 
möglichst keinen Nachteil erleiden, 
wenn sie selbst über keinen entspre-
chenden Versicherungsschutz verfü-
gen.

Die Bayerische Staatsregierung forciert 
den Abbau von übermäßigen bürokra-
tischen Bestimmungen, die die Organi-
sation und Durchführung von Vereins-
feiern und Brauchtumsfesten unnötig 
erschweren. Um bei Fragen in diesem 
Bereich schnell Hilfe zu bieten, hat die 
Bayerische Staatskanzlei ein „Sorgen-
telefon Ehrenamt“ eingerichtet.

Der Freistaat unterstützt den kontinu-
ierlichen, bedarfsgerechten Aufbau des 
FSJ und des FÖJ und fördert die Weiter
entwicklung aller Freiwilligendienste.

Mit unterschiedlichen Maßnahmen 
fördert die Bayerische Staatsregierung 
die Anerkennung ehrenamtlicher Tätig-
keit in der Gesellschaft mit dem Ziel, 

die Leistungen der Ehrenamtlichen zu 
würdigen.

Wichtiger Bestandteil ist hier die Baye-
rische Ehrenamtskarte. Seit September 
2011 wurden über 120.000 Ehrenamts-
karten ausgegeben. 81 Landkreise und 
kreisfreie Städte sind an dem Programm 
bereits beteiligt. Ziel ist eine flächende-
ckende Einführung in Bayern. Ehrenamt-
liche erhalten mit der Karte Vergünsti-
gungen wie beispielsweise freien Eintritt 
beim Besuch der staatlichen Schlösser. 

Der Ehrenamtsnachweis Bayern würdigt 
einerseits umfangreiches Engagement 
und dient andererseits zum Nachweis 
von im Ehrenamt erworbenen Fähig-
keiten. 

Der Bayerische Innovationspreis Ehren-
amt ist eine Anerkennung engagierten 
Handelns und gleichzeitig eine Förde-
rung frischer Ideen im Ehrenamt. 

Mit der Bayerischen Zukunftsstiftung 
Ehrenamt, die mit einem Stiftungskapi-
tal von 2,5 Mio. Euro ausgestattet wer-
den wird, wird die Bayerische Staatsre-
gierung ab 2018 das Bürgerschaftliche 
Engagement fortentwickeln, geeignete 
Rahmenbedingungen schaffen sowie 
kleinere und innovative Ehrenamtspro-
jekte unterstützen und fördern. 
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Die Verbände der Freien Wohlfahrts­
pflege – wichtige Säule des ehrenamt­
lichen Engagements in Bayern
Der Freien Wohlfahrtspflege kommt in 
Bayern eine bedeutende Rolle im Be-
reich des Bürgerschaftlichen Engage-
ments zu. Dies beruht nicht nur auf der 
hohen Zahl der in der Freien Wohlfahrt 
freiwillig Engagierten, sondern auch auf 
der aktiven Rolle der Freien Wohlfahrt 
bei der Weiterentwicklung des Bürger-
schaftlichen Engagements.
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Die Bayerische Wohnungspolitik zielt 
darauf ab, dass sich möglichst alle Bür-
gerinnen und Bürger mit angemesse-
nem Wohnraum versorgen können. 
Staatliches Handeln ist hier eine wich-
tige Voraussetzung, um das hohe Maß 
an Sicherheit und sozialem Frieden auf-
rechtzuerhalten, das wir in Bayern ge-
nießen. Es bewährt sich insbesondere 
in Zeiten gesteigerter Zuwanderungs-
zahlen. 

Besonders wirkungsvolle Instrumente 
zur Gewährleistung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse sind die Förderung 
des Baus von Mietwohnungen und der 
Schaffung von Wohneigentum, Nach-
haltigkeit im Wohnungsbau und städte-

bauliche Erneuerungsmaßnahmen, die 
mit Finanzhilfen der Städtebauförde-
rung unterstützt werden.

Zahl neugebauter Wohnungen 
wächst
Von 2009 bis 2015 ist die Zahl neuge-
bauter Wohnungen stetig von 31.000 
auf über 53.000 neue Einheiten ange-
wachsen. Die hohe Bautätigkeit folgt 
der seit Jahren nahezu ununterbrochen 
gestiegenen großen Nachfrage. Da 
zahlungskräftige Nachfrager großen 
Wert auf die Verwirklichung eigener 
Wohnwünsche und Qualitätsansprüche 
legen, entstehen auch in Abwanderungs- 
regionen nach wie vor Neubauten (vgl. 
Darstellung 7).   

Wohnraum für alle 

19Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de



Darstellung 7: � Wohnungsneubau in Bayern 2009–2015 (absolut) 
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Quelle: empirica, eigene Berechnung und Darstellung nach Statistisches Bundesamt: Statistik der Baugenehmigungen, Wiesbaden 2016,  
sowie Braun, R: Wohnungsprognose Bayern bis 2032, in: Wohnungsmarkt Bayern 2014 – Beobachtung und Ausblick.  

empirica-Studie im Auftrag der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt. München 2014

Überdurchschnittlich viel Wohn­
eigentum
Knapp neun von zehn bayerischen 
Wohnungen gehören Privatpersonen 
(61 %; in Deutschland 59 %) oder 
Wohnungseigentumsgemeinschaften 
(25 %). Wohnungen, die sich im unmit-
telbaren Besitz von Privatpersonen be-
finden, werden in Bayern dagegen zu 
60 % mehrheitlich selbst genutzt. Im 
langfristigen Trend steigt der Anteil der 
Haushalte mit selbst genutztem Wohn-
eigentum in Bayern an.

Der Erwerb von Wohneigentum ist eine 
Lebensstilentscheidung und damit häu-
fig an die Familiengründung geknüpft. 
Erworben wird Wohneigentum meist 

im Alter von 35 bis 45 Jahren. Die 
Selbstnutzerquote ist bei Zwei-Eltern-
Familien am höchsten. 

Struktur des Wohnungsbestands und 
Ausstattung
In Bayern gab es Ende des Jahres 2015 
gut 6,0 Mio. Wohnungen in Wohnge-
bäuden. Mehr als die Hälfte aller  Woh-
nungen (52 %) befindet sich in Ein- oder 
Zweifamilienhäusern.

Rein statistisch entfallen auf jede baye-
rische Wohnung in Wohn- und Nicht-
wohngebäuden 2,0 Einwohnerinnen 
oder Einwohner und stehen jeder Person 
2,2 Wohnräume zur Verfügung. Seit 
Jahren steigt die bewohnte Wohnfläche 
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pro Kopf in Bayern an: Von 53 m² in 
2003 auf 56 m² in 2013.

99 % der Wohnungen in Bayern haben 
Bad und WC. 91 % der bayerischen 
Wohnungen erfüllen die heutigen 
Standards und haben eine Zentral- 
oder Etagenheizung. Balkon oder 
Terrasse bieten 86 % aller Wohnungen, 
Garten(-nutzung) zwei Drittel.

Mietpreise in Ballungsräumen hoch
Der bayerische Preisindex für Woh-
nungsmieten ist im Zeitraum von 2009 
bis 2015 jährlich um durchschnittlich 
1,4 % gestiegen. Am teuersten sind die 
Mieten – wie überall so auch in Bayern 
– in den Großstädten. Der Einkom-
mensanteil, den ein durchschnittlicher 
Mieterhaushalt für die warmen Wohn-
kosten aufbringen musste, lag 2013 bei 
30 %. Die Wohnkostenbelastung der 
Mieter und auch der Eigentümer liegt 
jeweils leicht unterhalb der Vergleichs-
werte für Westdeutschland. Allgemein 
sind die Menschen in Bayern mit der 
Höhe der Kosten des Wohnens zufrie-
dener als in anderen Bundesländern.

Bezug von Wohngeld
Der Staat bezuschusst einkommens-
schwache Bürgerinnen und Bürger mit 
Wohngeld, um sie bei ihren Wohnkos-
ten zu entlasten. Auf Antrag können 
Mieter oder Heimbewohner einen 

Mietzuschuss, Eigentümer von selbst-
genutztem Wohnraum einen Lastenzu-
schuss erhalten. Wohngeld kommt vor-
wiegend Mieterhaushalten zugute. Im 
Jahr 2015 bezogen 94 % der rund 
36.000 bayerischen wohngeldberech-
tigten Haushalte einen Mietzuschuss. 
Mit 17.000 Haushalten (Mieter und 
Eigentümer) sind fast die Hälfte aller 
Bezieherinnen und  Bezieher Allein
lebende. Die durchschnittliche monat
liche Wohngeldhöhe lag im Jahr 2015 
in Bayern bei 113  Euro pro Haushalt. 

Bereits 2013 hatte Bayern eine deutli-
che Erhöhung des Wohngelds gefor-
dert. Diese Forderung wurde mit der 
Wohngeldreform 2016 umgesetzt und 
der Zuschuss zu den Wohnkosten an 
die allgemeinen Mieten- und Einkom-
mensentwicklungen seit 2009 ange-
passt. Den Bürgerinnen und Bürgern in 
Ballungsgebieten kommt hier zugute, 
dass in diesen Gebieten die Miet-
höchstbeträge überdurchschnittlich 
hoch angehoben wurden. 

Aktuelle staatliche Wohnungspolitik
Wohnraum ist für die Bayerische 
Staatsregierung nicht nur ein Wirt-
schaftsgut, sondern ein Sozialgut. Aus 
diesem Grund bekennt sich der Frei-
staat zu einer aktiven Wohnungspoli-
tik. Er fördert die Schaffung und Mo-
dernisierung von Mietwohnungen und 
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stationären Wohnplätzen für Men-
schen mit Behinderung, die Schaffung 
von Wohnplätzen für Studierende so-
wie den Neubau und den Erwerb von 
Eigentumswohnungen und Eigenheimen.

Wohnraumförderung auf hohem 
Niveau
Gegenstand der Programme der 
Wohnraumförderung des Freistaats 
Bayern sind der Bau und die Moderni-
sierung von bedarfsgerechten Miet-
wohnungen, insbesondere in den Bal-
lungsräumen, sowie die Bildung von 
Wohneigentum.

Im Gegensatz zu anderen Bundeslän-
dern führt Bayern die Wohnraum- und 
Studentenwohnraumförderung auf 
hohem Niveau fort. 2017 steht dafür 
ein Bewilligungsrahmen von 467,7 Mio. 
Euro zur Verfügung, nach 401,7  Mio. 
Euro im Jahr 2016 und 292,5 Mio. Euro 
im Jahr 2015. Mit der Wohnraum- und 
Studentenwohnraumförderung trägt 
der Freistaat Bayern entscheidend 
dazu bei, das Angebot an preisgünsti-
gem Wohnraum zu erhöhen. 

Wohnungspakt Bayern:  
28.000 neue staatlich mitfinanzierte 
Mietwohnungen
Im Oktober 2015 hat die Bayerische 
Staatsregierung aufgrund der großen 
Nachfrage nach Wohnraum den Woh-

nungspakt Bayern beschlossen. Bis 
2019 sollen bis zu 28.000 neue staat-
lich finanzierte oder geförderte Miet-
wohnungen entstehen. Bayern setzt 
dabei auf ein staatliches Sofortpro-
gramm, ein Kommunales Wohnraum-
förderungsprogramm und den Ausbau 
der staatlichen Wohnraumförderung. 
Außerdem sollen Investitionshemmnis-
se abgebaut werden. Der Wohnungs-
pakt Bayern soll unter anderem den 
steigenden Wohnungsbedarf durch an-
erkannte Asylbewerber und Flüchtlinge 
auffangen.

Wohnsitzzuweisung von anerkannten 
Asylbewerbern und Flüchtlingen 
Außerdem ist Bayern das erste Bundes-
land, das die Wohnsitzzuweisung von 
anerkannten Asylbewerbern und Flücht-
lingen ermöglicht. Diese ist mit Inkraft-
treten des Integrationsgesetzes des 
Bundes Anfang August möglich gewor-
den und wurde von Bayern zum 1.  Sep-
tember 2016 umgesetzt. Mit der Wohn-
sitzzuweisung wird weitgehend die im 
Asylverfahren getroffene Zuweisungs-
entscheidung weitergeführt und auf 
die oftmals bereits begonnene Inte
gration aufgebaut. Die Wohnsitzzu
weisung hilft bei der Verhinderung von 
Parallelgesellschaften und integrations
hemmender räumlicher Ballung, damit 
Integration in Bayern auch weiterhin 
gut gelingt. 
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Mit 6,4 Mio. Menschen lebte 2014 
knapp über die Hälfte der Bevölkerung 
in Bayern (50,4 %) in Familien mit Kin-
dern. 

Familie ist der erste und zugleich prä-
gendste Lebens- und Bildungsort. Hier 
werden die Weichen gestellt für per-
sönliche Kompetenzen, soziale Bin-
dungsfähigkeit und Bildungserfolge. 
Aus der Familie wachsen der Gemein-
sinn, das Miteinander in der Gesell-
schaft, die Eigenverantwortung und 
Solidarität, auf die unsere Gesellschaft 
angewiesen sind. Eltern haben daher 
eine Schlüsselrolle für die Lebenschan-
cen ihrer Kinder. Sie brauchen hierfür 
zeitlichen und finanziellen Raum so-
wie  passende Rahmenbedingungen.

Die Bayerische Staatsregierung setzt 
sich für eine kinder- und familienfreund-
liche Gesellschaft ein, in der Kinder-
wünsche verwirklicht werden, ein Le-
ben mit Kindern unterstützt und die 
Entwicklung der Kinder und Jugendli-
chen bestmöglich gefördert wird. 

Kinder und Jugendliche brauchen 
Chancen und Räume, um ihre Potenzi-
ale bestmöglich entfalten zu können. 

Sehr gute Lebensbedingungen für 
Familien in Bayern
In Bayern genießen Familien ein hö
heres Wohlstandsniveau als in West-
deutschland: 

Das mittlere Nettoäquivalenzeinkom-
men lag 2014 in Bayern für alle Familien-
haushalte rund 5 % über dem westdeut-
schen Vergleichswert. Alleinerziehen- 
denhaushalte verfügten in Bayern sogar 
über knapp 8 % mehr Nettoäquivalenz-
einkommen als die westdeutsche Ver-
gleichsgruppe. 

91,8 % der Familien mit Kindern be-
streiten ihren überwiegenden Lebens-
unterhalt aus Erwerbs- und Berufs
tätigkeit.

Die sog. Armutsgefährdungsquote ge-
messen am Bundesmedian liegt für 
Bayern für alle Familienformen deutlich 

Familienfreundliches Bayern
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unter den westdeutschen Vergleichs-
werten. Lediglich Baden-Württemberg 
weist bei den Paarfamilien mit zwei 
Kindern eine noch niedrigere Armuts-
gefährdungsquote auf und ist bei den 
Mehrkinderfamilien mit Bayern gleich-
auf. 

In Bayern sind auch Kinder und Jugend-
liche seltener von Armut bedroht: Bay-
ern weist im Jahr 2014 die geringste 
Armutsgefährdungsquote unter allen 
Bundesländern auf. Die Armutsgefähr-
dungsquote der unter 18-Jährigen ist in 
Bayern von 13,9 % in 2005 auf 11,9 % 
im Jahr 2014 zurückgegangen. 

Der Anteil der unter 15-Jährigen im 
Grundsicherungsbezug (gemäß SGB 
II) ist in Bayern 2015 mit 7,2 % am  ge-
ringsten und deutlich unter dem bun-
desweiten Durchschnitt von 15,5 %. 
Nach einem leichten Rückgang zwi-
schen 2010 und 2012 ist seit 2013 al-
lerdings wieder ein leichter Anstieg zu 
verzeichnen. 

Sehr gute Rahmenbedingungen für 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Die günstige Arbeitsmarktsituation 
und der Ausbau der Kindertagesbe-
treuung erleichtern in Bayern den be-
ruflichen Wiedereinstieg. Zwei Drittel 
der erwerbstätigen Eltern mit drei oder 
mehr Kindern in Bayern gaben 2012 
an, dass sich Familie und Beruf mit 
Energie und Geschick vereinbaren las-
sen. Lediglich 7 % von ihnen gaben an, 
dass Beruf und Familie kaum oder gar 
nicht vereinbar seien. 

73,4 % der Mütter von minderjährigen 
Kindern nehmen im Freistaat am Er-
werbsleben teil – eine im Vergleich mit 
allen Müttern im Bundesgebiet über-
durchschnittliche Quote. Im Vergleich 
zu allen anderen Bundesländern sind 
Mütter mit minderjährigen Kindern in 
Bayern am seltensten von Erwerbs
losigkeit betroffen. 

In Bayern schreitet der Ausbau der 
Kindertageseinrichtungen rasch voran. 
Die Zahl der Kindertageseinrichtungen 
in Bayern ist von 7.708 im Jahr 2007 
auf 9.272 im Jahr 2016 gestiegen. Im 
Jahr 2015 wurden 519.673 Kinder in 
Kindertageseinrichtungen betreut, das 
sind rund 77.000 mehr als 2007. 
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Darstellung 8: � Anzahl der Kindertages-
einrichtungen in Bayern 
2007–2016 (absolut) 
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Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung:  
Statistik der Kinder und tätigen Personen in Tageseinrichtungen. 

Für die Jahre 2007–2016, München 2008–2016.

Durch die weitere Verbesserung des 
Personalschlüssels in der Kinderbetreu-
ung (Verhältnis der betreuten Kinder 
zum pädagogischen Personal) können 
die Kinder noch besser gefördert wer-
den. In Bayern ist der Personalschlüssel 
in Kindertageseinrichtungen in allen 
Altersklassen besser als im bundes-
deutschen Durchschnitt. Ein Personal-
schlüssel von 3,8 Kindern je pädago-
gisch vollzeittätiger Person ergibt sich 
für Gruppen, in denen ausschließlich 
Kinder im Alter von 0 bis unter 3 Jah-
ren betreut wurden, denn Kleinstkinder 
benötigen einen höheren Betreuungs-
aufwand. 

Bayern hat zudem für die Förderung 
langer Öffnungszeiten der Kinderbe-
treuungseinrichtungen erhebliche 
finanzielle Mittel bereitgestellt. Damit 
wurde erreicht, dass bereits über die 
Hälfte der bayerischen Kindertagesein-
richtungen Öffnungszeiten von mehr 
als 45 Wochenstunden anbieten. 

Beste Bildungs- und Entwicklungs­
chancen für Kinder und Jugendliche
Kinder und Jugendliche finden in Bay-
ern hervorragende Bildungs- und Aus-
bildungsmöglichkeiten durch qualifi-
zierte Kindertageseinrichtungen und 
Schulen sowie außerschulische Bil-
dungsträger, eine hervorragende Aus-
bildungsmarktsituation und eine exzel-
lente Universitätslandschaft vor. 

Die bedarfsgerechte und flächen
deckende Ausweitung der Ganztags
angebote an allen Schularten hilft nicht 
nur den Müttern und Vätern bei der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
sondern eröffnet auch vielfältige Mög-
lichkeiten für eine begabungsgerechte 
Förderung von Kindern und Jugendli-
chen. In den letzten Jahren haben die 
Angebote deutlich zugenommen. Wäh-
rend es  im Schuljahr 2004/05 noch 
531 Schulen mit offenen Ganztagsan-
geboten (i. d. R. vormittags Pflichtun-
terricht mit Nachmittagsangebot für 
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angemeldete Schüler) und 56 Schulen 
mit gebundenen Ganztagsklassen (vor- 
und nachmittags Pflichtunterricht) gab, 
waren es im Schuljahr 2013/14 schon 
1.372 bzw. 962 Schulen. 

In Bayern finden Jugendliche exzellente 
Voraussetzungen für den Einstieg ins 
Berufsleben. Für jeden unversorgten 
Bewerber stehen in Bayern rechnerisch 
10,7  freie Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung (Stand: September 2016). Die Er-
werbstätigenquote von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen liegt in Bayern 
insgesamt deutlich höher als in Deutsch-
land und Westdeutschland (2014: BY: 
77,7 %; WD: 74,0 %; D:  73,8 %). Im bun-
desweiten Vergleich hatte Bayern 2015 
nach Baden-Württemberg mit 3,1 % die 
zweitniedrigste Arbeitslosenquote der 
15- bis 24-Jährigen und lag damit deut-
lich unter dem bundesweiten Durch-
schnitt von 5,3 %. 

Knapp die Hälfte der Mütter und Väter 
schätzt den gegenwärtigen Gesund-
heitszustand ihres Kindes mit „gut“ 
und rund ein Drittel mit „zufriedenstel-
lend“ ein. Der langfristige Trend zeigt 
eine Steigerung der Impfraten bei Kin-
dern in Bayern in den letzten Jahren, 
insbesondere auch bei der Impfung ge-
gen Masern, Mumps und Röteln. Die 
für das WHO-Ziel der Maserneliminie-
rung nötige Durchimpfungsrate von 

95 % ist allerdings noch nicht flächen-
deckend erreicht. 

Jugendliche in Deutschland schätzen 
2015 am meisten die Werte Freund-
schaft, Partnerschaft und Familie. Das 
Interesse an den Themen Internet und 
Computerspiele hat sich seit 2006 so-
wohl bei Mädchen als auch bei Jungen 
deutlich erhöht. 

Erfüllte Eltern in Bayern
Insgesamt empfinden Eltern die Eltern-
schaft als persönlich bereichernd. Mehr 
als 90 % aller Eltern geben an,  dass das 
Leben mit Kindern intensiver und er-
füllter ist und Kinder ihnen das Gefühl 
geben, gebraucht zu werden. In Bayern 
ist die Zufriedenheit mit der Kinderbe-
treuung und der Schul- und Berufsaus-
bildung höher als im westdeutschen 
Durchschnitt. Am wenigsten zufrieden 
sind Mütter mit dem persönlichen Ein
kommen und Väter mit ihrer Freizeit. 

In Bayern ist der Anteil der Eltern, die 
sich regelmäßig ehrenamtlich in Verei-
nen, Verbänden oder sozialen Diensten 
engagieren, mit 29,5 % überdurchschnitt
lich im Vergleich zu Westdeutschland 
und den westdeutschen Flächenländern. 
Dabei gehen mit 33,3 % mehr Väter als 
Mütter (26,8 %) einer ehrenamtlichen 
Tätigkeit nach. 
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Bayern ist Familienland Nummer 1
Bayern ist das Familienland Nummer 1. 
Bayern bietet Familien, Kindern und 
Jugendlichen ein breites Spektrum an 
Möglichkeiten, die eigenen Vorstellun-
gen und Potenziale bestmöglich zu ver-

wirklichen. Hierfür erhöhte die Bayeri-
sche Staatsregierung seit 2014 den 
Staatshaushalt für Familienleistungen 
stetig. Für 2018 sind rund 2,5 Mrd. 
Euro für Familienleistungen geplant 
(vgl. Darstellung 9).

Darstellung 9: � Haushaltszahlen für Familienleistungen und Kinderbetreuung  
in Bayern 2014–2018 (in Mio. Euro)
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� Quelle: StMAS, eigene Berechnung aufgrund des Staatshaushalts
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Bayern entlastet Familien finanziell
ln Bayern wird Familienarbeit wertge-
schätzt: Der Freistaat gewährt seinen 
Familien zahlreiche familienbezogene 
Leistungen. Hierzu gehören etwa das 
Bayerische Landeserziehungsgeld und 
das Bayerische Betreuungsgeld. 

Der Freistaat Bayern führt als einziges 
Bundesland das bisherige Bundesbe-
treuungsgeld nahtlos als Bayerisches 
Betreuungsgeld fort. Das Betreuungs-
geld kommt bei den Familien gut an. 
62,9 % der bayerischen Eltern, die an 
einer Elternbefragung teilnahmen, ver-
treten die Ansicht, dass es richtig sei, 
in  den ersten Lebensjahren des Kindes 
sowohl Krippenplätze zu fördern, als 
auch ein Betreuungsgeld zu leisten. Die 
Antragsquote für das Betreuungsgeld 
liegt bei gut 74 % (Dezember 2016). 

Seit 1989 gewährt der Freistaat Bay-
ern auch ein Landeserziehungsgeld (als 
einziges Bundesland neben Sachsen). 
Für 2017 stehen hierfür Haushaltsmit-
tel i. H. v. 71 Mio. Euro zur Verfügung. 
Das Landeserziehungsgeld verhindert 
finanzielle Engpässe im Anschluss an 
das Elterngeld und federt Armutsrisi-
ken von kinderreichen Familien und 
Alleinerziehenden wirksam ab. Damit 
das Landeserziehungsgeld wieder 

mehr Familien erreicht, wurden die 
Einkommensgrenzen für ab 1. Januar 
2017 geborene Kinder deutlich erhöht. 

Elternkompetenzen stärken – von 
Anfang an
In Bayern stellen wir Eltern von Anfang 
an ein breites und wohnortnahes Bil-
dungs-, Beratungs- und Unterstützungs-
angebot zur Verfügung. Der Freistaat 
hilft den Kommunen, ihre Angebote 
auszubauen und zu verbessern, so dass 
Eltern in den unterschiedlichsten Le-
bensphasen und Lebenslagen erreicht 
werden.

Seit 2013 wird das erfolgreiche Modell-
projekt der Familienstützpunkte durch 
ein Förderprogramm in die Fläche ge-
bracht. Insgesamt können sich Familien 
derzeit in 32  kreisfreien Städten und 
Landkreisen zur Stärkung ihrer Erzie-
hungskompetenzen an wohnortnahe 
Kontakt- und Anlaufstellen wenden. 
Den Familien in Bayern stehen darüber 
hinaus 80 Mütterzentren, Familienpaten 
an 48 Standorten sowie über 120 Ehe- 
und Familienberatungsstellen zur Verfü-
gung. Ergänzend bieten auch die Eltern-
briefe, der Online-Ratgeber „Eltern im 
Netz“ sowie das Projekt ELTERNTALK 
Hilfestellung in Erziehungsfragen.
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Familien in belastenden Lebenssitua
tionen erhalten flächendeckend Unter-
stützung bei der Klärung und Bewäl
tigung individueller und familienbe- 
zogener Probleme durch die Koordi
nierenden Kinderschutzstellen (KoKi-
Netzwerk frühe Kindheit – s. u.). Eltern 
werden zudem mit speziellen Bera-
tungsangeboten, wie z. B. für Eltern mit 
Schreibabys und für Eltern von Kindern 
mit Behinderung (www.intakt.info) 
unterstützt. 

Quantitative und qualitative Weiter­
entwicklung der Kinderbetreuung in 
Bayern weiterhin auf hohem Niveau
Bundesweit haben Bayerns Gemeinden 
und Landkreise beste Förderkonditio-
nen im Bereich der Kinderbetreuung. 
Die Betriebskostenförderung für die 
Kinderbetreuung in Bayern beträgt 
2017 inklusive der vom Bund zur Ver-
fügung gestellten Mittel rund 1,7 Mrd. 
Euro. Die Förderung ist seit 2008 kon-
tinuierlich erhöht worden und beträgt 
im Vergleich zu 2008 mehr als das 
2,9-Fache. Dabei sind der bedarfs
gerechte Ausbau der Kindertagesein-
richtungen und die Qualitätssicherung 
bzw. Qualitätsverbesserung zwei 
Seiten einer Medaille. 

Der Ausbau der Betreuungsplätze für 
unter dreijährige Kinder hält an und 
wird weitergeführt. Seit 2008 wurden 
78.000 Betreuungsplätze für unter 
Dreijährige geschaffen. Vielerorts ist 
die Bedarfsdeckung inzwischen er-
reicht. 

Äußerst gute Rahmenbedingungen 
für die bayerische Jugendarbeit 
Die Bayerische Staatsregierung unter-
stützt die Kommunen durch äußerst 
gute Rahmenbedingungen und Struk-
turen für die bayerische Jugendarbeit. 
Anliegen ist es, insbesondere Jugend-
verbände weiter zu stärken, die Teilha-
bemöglichkeiten junger Menschen mit 
Migrationshintergrund auszubauen, de-
mografische Entwicklungen stärker zu 
berücksichtigen und Kooperationsfor-
men zwischen Schule und Jugendarbeit 
weiterzuentwickeln. 

Die Staatsregierung stellt für das Jahr 
2017 insgesamt über 31,2 Mio. Euro 
für die Jugendarbeit zur Verfügung, der 
höchste Betrag in der Geschichte des 
Freistaats Bayern. Damit können die 
Träger der Jugendarbeit institutionell 
sowie die Aus- und Fortbildung der 
Jugendleiter und einzelne Projekte und 
Maßnahmen der Jugendarbeit geför-
dert werden. 
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Förderung von Chancengerechtigkeit 
für Kinder und Jugendliche mit sozial 
schwächerer Herkunft
Um Chancengerechtigkeit, bestmögli-
che Rahmenbedingungen für eine ge-
sunde Entwicklung, Teilhabe, gelingen-
de Integration sowie eine passgenaue 
Förderung von jungen Menschen aus 
sozial schwächeren Familien zu schaf-
fen, unterstützt die Bayerische Staats-
regierung die Kommunen und die 
Fachpraxis. Grundlage hierfür ist das 
Kinder- und Jugendprogramm. Mit der 
„Jugendsozialarbeit an Schulen – JaS“ 
und der „Arbeitsweltbezogenen Jugend-
sozialarbeit“ (AJS) verfügt Bayern über 
zwei hervorragende Förderprogramme. 
Diese unterstützen die soziale und 
schulische Integration benachteiligter 
Kinder und Jugendlicher und helfen 
beim Übergang in Ausbildung und 
Beruf.

Schutz des ungeborenen Lebens
Das verfassungsrechtlich geschützte 
Recht auf Leben steht auch dem unge-
borenen Kind zu. Konsequenter Schutz 
des ungeborenen Lebens hat für die 
Bayerische Staatsregierung oberste 
Priorität. Als erstes Bundesland hat 
Bayern bereits 1996 mit dem Bayeri-
schen Schwangerenberatungsgesetz 
gesetzliche und organisatorische Rah-
menbedingungen geschaffen. Beratung 
und Hilfe sollen Hand in Hand gehen. 

Schwangeren und Müttern mit Klein-
kindern stehen 152 Beratungsstellen 
zur Verfügung. 

Sicherstellung eines effektiven 
Kinderschutzes 
In Bayern fügen sich vielfältige Ange-
bote und Maßnahmen von präventiven 
Frühen Hilfen bis hin zum konsequenten 
Vollzug des staatlichen Wächteramtes 
zu einem abgestimmten Gesamtkon-
zept zum Kinderschutz zusammen 
(www.kinderschutz.bayern.de). 

In diesem Rahmen werden die bayeri-
schen Kommunen seit 2009 im Bereich 
der Frühen Hilfen mit dem Förderpro-
gramm Koordinierende Kinderschutz-
stellen (KoKi-Netzwerk frühe Kind-
heit) beim Aufbau und der Pflege 
regionaler interdisziplinärer KoKi-Netz-
werke fachlich und finanziell unter-
stützt. Das mit positivem Ergebnis eva-
luierte bayerische KoKi-Konzept ist ein 
Erfolgsmodell, das dem Bund als Blau-
pause diente und vollumfänglich im 
Bundeskinderschutzgesetz verankert 
wurde. Es ist damit zum bundesweiten 
Standard geworden.

Um insbesondere Fachkräfte der Ju-
gendämter sowie Ärztinnen und Ärzte 
bei Verdacht auf Kindesmisshandlung 
fundiert zu beraten und im Umgang mit 
möglichen Kindeswohlgefährdungen 
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Handlungssicherheit zu geben, wurde 
beim Institut für Rechtsmedizin der 
Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen 2011 eine bayernweite Kinder-
schutzambulanz eingerichtet. Die Kin-
derschutzambulanz ist bundesweit 
einzigartig. Sie schließt mit ihrem An-
gebot eine Lücke zwischen Kinder- und 
Jugendhilfe und medizinischer Diagnos-
tik und stärkt so den Kinderschutz in 
Bayern nachhaltig.

Kinder und junge Menschen vor 
Gefährdungen schützen
Damit Kinder und Jugendliche gerade 
im Zeitalter der Digitalisierung einen 
verantwortungsvollen Umgang mit 
Medienangeboten erlernen, fördert die 
Bayerische Staatsregierung Maßnah-
men des erzieherischen Jugendschut-
zes mit rund 2 Mio. Euro jährlich. Zum 
Beispiel finden Eltern durch das Projekt 
ELTERNTALK in moderierten Ge-
sprächsrunden Unterstützung in Erzie-
hungsfragen rund um Medien, Konsum 
und Suchtvorbeugung. Derzeit beteili-
gen sich 39 Landkreise und kreisfreie 
Städte an 35 Standorten. 

Bayern setzt bei der Verhinderung und 
Bekämpfung von Jugendkriminalität auf 
Prävention und Repression. Die Kinder- 
und Jugendhilfe, Polizei und Justiz bieten 
und unterstützen zahlreiche und diffe-
renzierte Angebote und Maßnahmen, 

um so nachhaltig der Entstehung von Ju-
gendkriminalität entgegenzuwirken. 

Vermeidung von Familien- und 
Kinderarmut
Die Bayerische Staatsregierung bietet 
ein wirksames Maßnahmenbündel ge-
gen Familien- und Kinderarmut an und 
verfolgt einen ganzheitlichen Ansatz. 
Kinderarmut kann nur im Zusammen-
hang mit der elterlichen Situation gese-
hen und gelöst werden. Ein Schlüssel 
zur finanziellen Sicherheit von Familien 
ist der starke Arbeitsmarkt, der gute 
Beschäftigungsmöglichkeiten bietet. 

Zentral ist eine gute Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für die Eltern. Mit 
dem „Familienpakt Bayern“ unterstüt-
zen der Freistaat und die bayerische 
Wirtschaft Arbeitgeber bei der Umset-
zung familienbewusster Maßnahmen. 
Zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf tragen vor allem auch die gut orga-
nisierte Kinderbetreuung und die 
Ganztagsangebote im Schulalter bei. 
Damit der Wiedereinstieg nach der 
Erziehungszeit gelingt, stehen speziell 
dafür Hilfen bereit. Außerdem unter-
stützt der Freistaat die Familien in 
Bayern auch finanziell – vor allem 
durch das Landeserziehungsgeld und 
das Bayerische Betreuungsgeld. Allein-
erziehende werden besonders durch 
den Unterhaltsvorschuss entlastet. 
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Bayern fördert Integration  
von klein auf
Kindertageseinrichtungen leisten einen 
wesentlichen Beitrag zur Integration 
der Kinder mit Migrationshintergrund 
und Fluchterfahrung sowie für die Her-
stellung von Bildungs- und Entwick-
lungschancen. Es ist verstärkt Über-
zeugungsarbeit und Sensibilisierung 
vor Ort zu leisten, damit die Eltern mit 
Migrationshintergrund und Fluchter-
fahrung Kindertageseinrichtungen für 
ihre Kinder nutzen. Die Sprachentwick-
lung eines Kindes ist der Schlüssel zum 
Bildungserfolg. Seit September 2013 
werden in Bayern alle Kinder mit zu-
sätzlichem Sprachförderbedarf durch 
die „Vorkurse Deutsch 240“ gefördert. 
Bayern beteiligt sich darüber hinaus an 
dem Bundesprogramm des Bundesfa-
milienministeriums „Sprach-Kitas: Weil 
Sprache der Schlüssel zur Welt ist“. 

Für Kinder mit Migrationshintergrund 
in Kindertageseinrichtungen stellt der 
Freistaat Bayern den Trägern eine er-
höhte Förderung sowie im Rahmen 
des  Sonderprogramms „Zusammenhalt 
fördern, Integration stärken“ zusätzliche 
Mittel zur Verfügung. Bayern hat früh-
zeitig auf diese pädagogische Heraus
forderung reagiert und fördert bereits 
seit 2014 landesweit entsprechende 

Fortbildungsveranstaltungen für das 
Fachpersonal. Darüber hinaus ist „Asyl“ 
ein zusätzliches staatlich gefördertes 
Schwerpunktthema in der Regelfort
bildung. Pädagogische Qualitätsbeglei-
tungen coachen die Kindertagesein
richtungen auch bei der pädagogischen 
Arbeit mit Kindern von Asylbewerbern. 
Um die soziale und schulische Integra
tion weiter nachhaltig zu unterstützen, 
fördert der Freistaat Jugendhilfemaß-
nahmen der Jugendsozialarbeit an 
Schulen (JaS), auch an Grundschulen 
mit einem Migrantenanteil ab 20 %. 

Einen maßgeblichen Beitrag zur Aus
bildungs- und Arbeitsmarktintegration 
leisten auch die Pakte der Bayerischen 
Staatsregierung mit der Wirtschaft  
und der Regionaldirektion Bayern der 
Bundesagentur für Arbeit „Allianz für 
starke Berufsbildung in Bayern“ sowie 
„Integration durch Ausbildung und 
Arbeit“. 

Die unbegleiteten minderjährigen Aus-
länder werden in der Jugendhilfe ver-
sorgt. Neben der Unterbringung gehört 
dazu auch die Unterstützung beim 
Spracherwerb, bei der schulischen Ein-
gliederung und beim Übergang in ein 
selbstständiges Leben.
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Die Bayerische Staatsregierung unter-
stützt die Kommunen bei der Unter-
bringung und Versorgung unbegleiteter 
minderjähriger Ausländer. Zur nachhal-
tigen Entlastung der Kommunen hat 
die Bayerische Staatsregierung das Ge-
setz zur bundesweiten Verteilung un-
begleiteter minderjähriger Ausländer 
angestoßen, das zum 1. November 2015 
in Kraft trat. Die Aufnahmequote der 
Länder richtet sich seither nach dem 
Königsteiner Schlüssel und soll eine 
bundesweite Versorgungsstruktur si-
cherstellen. Der Freistaat hat außerdem 
die Kosten in der Jugendhilfe für alle 
unbegleiteten minderjährigen Ausländer 
unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus 
rückwirkend ab dem 1. November 2015 
übernommen. Daneben beteiligt sich 
der Freistaat seit dem 1. Juli 2016 (bis 
ins Jahr 2018) mit einer Pauschale pro 
Person an den Kosten der Betreuung 
von jungen Volljährigen (ehemals unbe-
gleitete minderjährige Ausländer). Für 
die Versorgung von unbegleiteten min-
derjährigen Ausländern stellt der Frei-
staat für 2017 364,3 Mio. Euro und für 
2018 351,7 Mio. Euro im Staatshaushalt 
zur Verfügung.

Exkurs: Maßnahmen zur Extremis­
musprävention
Radikale Ideologien wie Rechtsextre-
mismus und Salafismus gefährden nicht 
nur unsere Sicherheit, sie spalten auch 
unsere Gesellschaft und können sich ge-
genseitig verstärken. Diesen Mechanis-
mus gilt es zu durchbrechen. Dazu ist 
vor allem Prävention nötig. Die Präven-
tionsarbeit der Bayerischen Staatsregie-
rung umfasst zum einen die Demokra-
tieförderung. Sie ist universell angelegt 
und richtet sich an alle Bevölkerungs-
gruppen und -schichten. Ziel ist es, den 
öffentlichen Diskurs über demokratische 
Werte und Normen zu unterstützen.

Zum anderen sorgt die Bayerische 
Staatsregierung dafür, dass auch radika-
le Ideologien wie Rechtsextremismus 
und Salafismus die Sicherheit nicht ge-
fährden und die Gesellschaft nicht spal-
ten. Dazu erarbeitet sie u. a. Handlungs- 
und Kommunikationsstrategien und 
fördert zahlreiche Projekte, die nicht nur 
auf Kinder, Jugendliche und ihre Eltern 
abzielen, sondern auf die ganze Gesell-
schaft – auch wenn Jugendliche eine be-
sondere Zielgruppe bilden. Dazu gehö-
ren u. a. die landesweite Fachstelle zur 
Prävention von religiös begründeter Ra-
dikalisierung UFUQ e. V., Kommunale 
Präventionsnetzwerke sowie die Kam-
pagne „Antworten auf Salafismus“. 
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Frauen wie Männer haben in Bayern 
hervorragende Chancen, ihr Leben 
nach ihren persönlichen Vorstellungen 
erfolgreich zu gestalten. 

Die Bayerische Staatsregierung unter-
stützt die Bürgerinnen und Bürger in 
allen Lebensbereichen und schafft 
konsequent geeignete Rahmenbedin-
gungen, die es jedem Menschen in 
unserem Land ermöglichen, sein indivi-
duelles Lebens-, Arbeits- und Familien-
modell zu verwirklichen. 

Im Ergebnis sind in Bayern Familie und 
Erwerbstätigkeit gut miteinander ver-
einbar und die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen sehr gut.

Erwerbstätigkeit von Frauen  
und Männern in Bayern überdurch­
schnittlich
Die Erwerbstätigenquote lag in Bayern 
im Jahr 2015 bei Frauen bei 73,1 % und 
bei Männern bei 82,2 % – deutlich höher 
als in Westdeutschland (Frauen: 69,7 %, 

Männer: 78,6 %) und im bundesdeut-
schen Durchschnitt (Frauen: 69,9 %, 
Männer: 78,0 %). Dabei ist die Erwerbs-
tätigenquote der Frauen seit 2011 mit 
2,4 Prozentpunkten noch höher gestie-
gen als die der Männer mit einer Stei-
gerung von 0,6 Prozentpunkten. 

Teilzeitbeschäftigung ist nach wie vor 
bei Frauen deutlich häufiger als bei 
Männern und zwar in Bayern wie in 
ganz Deutschland. Doch liegt die Voll-
zeiterwerbstätigenquote (2014) für 
Frauen in Bayern mit 38,4 % deutlich 
höher als in Westdeutschland (35,7 %). 

Die hohe Erwerbstätigkeit von Frauen 
in Bayern bringt eine niedrige Arbeits-
losenquote mit sich. Bei den Frauen lag 
die Arbeitslosenquote im Jahr 2015 bei 
3,5 %, bei den Männern bei 3,8 %. Da-
mit ist sowohl bei den Frauen wie auch 
bei den Männern die Arbeitslosenquo-
te in Bayern von allen Bundesländern 
am geringsten. 

Hervorragende Chancen
� für Frauen wie für Männer in Bayern
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Bayerische Väter nutzen überdurch­
schnittlich häufig das Elterngeld
Bayerische Väter nutzen in West-
deutschland am häufigsten das Eltern-
geld. In keinem anderen westdeut-
schen Bundesland nehmen so viele 
Väter (41,7 % – für Kinder, die 2014 ge-
boren wurden) wie in Bayern die Chan-
ce wahr, in den ersten Lebensmonaten 
ihrer Kinder mithilfe des Elterngeldes 
verstärkt am Familienleben teilhaben 

zu können. Bundesweit liegen die 
Bayern damit nach den Sachsen an 
der  Spitze. 

Väter von Kindern, die im zweiten 
Quartal 2015 geboren wurden, nah-
men das Elterngeld sogar noch häu
figer in Anspruch. Bayern nimmt hier 
mit  43,4 % wieder den zweiten Platz 
im  Bundesländervergleich ein (nach 
Sachsen mit 46,7 %).

Darstellung 10: � Anteil der im Jahr 2014 geborenen Kinder, deren Väter Elterngeld 
bezogen haben, in den Bundesländern und Deutschland (in Prozent)

0

10

20

30

40

50

44,2
41,7 40,5 38,6

37,5 37,3 36,1
34,2

32,5 31,9
29,4 29,4

27,9 27,7 26,8 26,1
23,0

Saarland

Bremen

Nordrhein-W
estfalen

M
ecklenburg-Vorpommern

Sachsen-A
nhalt

Schleswig-H
olstein

Rheinland-Pfalz

Niedersachsen

Hessen

Deutschland

Brandenburg

Hamburg
Berlin

Baden-W
ürttemberg

Thüringen

Bayern

Sachsen

Quelle: StBA 2016a nach Elterngeld – Beendete Leistungsbezüge für im Jahr 2014 geborene Kinder
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Bayern unterstützt Chancengerech­
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt weiter 
Die Verwirklichung von Chancenge-
rechtigkeit von Frauen und Männern 
auf dem Arbeitsmarkt setzt eine gute 
Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tätigkeit voraus. 

Ein entscheidender Faktor ist dabei der 
Ausbau der Kinderbetreuung. Bayern 
geht hier mit großen Schritten voran. 
Kein anderes Bundesland hat so viele 
Landesmittel in den Ausbau der Be-
treuungsplätze für Kinder unter drei 
Jahren investiert. 

Um die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf kontinuierlich weiter zu verbes-
sern, hat die Bayerische Staatsregie-
rung zusammen mit der bayerischen 
Wirtschaft im Juli 2014 den „Familien-
pakt Bayern“ geschlossen. Dadurch 
sollen erwerbstätige Eltern bei der Kin-
derbetreuung strukturell unterstützt, 
die Arbeitswelt an Familienbelange 
angepasst und ein Kulturwandel zu-
gunsten familiärer Aufgaben gefördert 
werden.

Alle zwei Jahre wird ein Wettbewerb 
für Bayerns 20 familienfreundlichste 
Unternehmen unter dem Motto „Er-
folgreich.Familienfreundlich“ ausgerich-
tet, dessen Gewinner in einer Preisver-
leihung geehrt werden.

In dem Projekt „Mit ElternKOMPETENZ 
gewinnen. Chancen eröffnen, Fachkräf-
te sichern“ werden bayerische Unter-
nehmen zu lebensphasenorientierter 
Personalpolitik für eine frauen- und 
familiengerechte Arbeitswelt beraten. 
An der ersten Projektrunde haben 
bereits über 100 bayerische Unterneh-
men teilgenommen. Die  Initiative wird 
seit Mai 2015 unter dem Dach des 
„Familienpakts Bayern“ fortgesetzt, bis 
Herbst 2017 können bis zu 60 weitere 
Coachings finanziert werden.

Gute Einkommenschancen für Frauen 
und Männer in Bayern, aber Entgelt­
ungleichheit noch nicht überwunden
Bayern liegt beim Vergleich des durch-
schnittlichen Bruttoverdienstes von 
weiblichen wie männlichen Arbeitneh-
mern mit den westdeutschen Flächen-
ländern an  dritter Stelle. Allerdings be-
steht beim Einkommen bundesweit 
nach wie vor ein deutlicher Unter-
schied zwischen Frauen und Männern. 

36

Kurzfassung  Hervorragende Chancen für Frauen wie für Männer in Bayern



Das hängt unter anderem mit der un-
terschiedlichen Berufswahl von Mäd-
chen und Jungen zusammen. Deshalb 
bestärkt die Bayerische Staatsregie-
rung junge Frauen und Männer darin, 
ihren Beruf unabhängig von überkom-
menen Erwartungshaltungen rein nach 
Neigung und Fähigkeiten zu wählen. 
Dies geschieht zum Beispiel beim Bay-
erischen Berufsbildungskongress oder 
der von der Bayerischen Staatsregie-
rung unterstützten Aktion „Girls’ Day 
– Mädchen Zukunftstag“ und „Boys’ 
Day – Jungen Zukunftstag“.

Maßgeblich bei der Bekämpfung von 
Altersarmut bei Frauen ist, dass Frauen 
ihr Erwerbsverhalten in gleichem Maß 
wie Männer auch auf eine angemes
sene Alterssicherung ausrichten. Die 
Bayerische Staatsregierung will jedoch 
auch, dass die Mütter und Väter in Bay-
ern selbst entscheiden können, wie sie 
Familie und Beruf vereinbaren wollen. 
Wer seine Kinder ganz oder teilweise 
selbst erziehen möchte und deshalb 
seine Berufstätigkeit unterbricht, darf 
deswegen nicht von Altersarmut be-
droht sein. Die Bayerische Staatsregie-
rung strebt deshalb an, die „Mütter
rente“ durch die Anrechnung eines 
dritten Erziehungsjahres für Kinder, die 
vor 1992 geboren wurden, weiter zu 
verbessern.

Gewalt verhindern
Die Bayerische Staatsregierung tritt 
jeglicher Gewalt in all ihren Facetten 
entschieden entgegen. Dabei setzt sie 
zum einen auf Gewaltprävention und 
Information sowie zum anderen auf 
eine bedarfsorientierte Hilfestruktur 
für die Opfer. 

In den derzeit 38 staatlich geförderten 
Frauenhäusern mit 343 Plätzen für 
Frauen und über 400 Plätzen für Kin-
der finden die gewaltbetroffenen Frau-
en und ihre Kinder eine sichere Zu-
flucht, Hilfe und Beratung. Zudem 
bieten die 32 staatlich geförderten 
Notrufe/Fachberatungsstellen für 
Frauen und Kinder Beratung und Hilfe. 
Mit den 25 staatlich geförderten Inter-
ventionsstellen wurde zudem ein pro-
aktives Beratungsangebot geschaffen, 
bei dem die Beratungsstellen nach ei-
nem Polizeieinsatz bei häuslicher Ge-
walt aktiv auf die Opfer zugehen und 
Unterstützung anbieten.

Bei der Bayerischen Polizei gibt es be-
reits seit 1987 die „Beauftragten der 
Polizei für Kriminalitätsopfer“ (BPfK). 
Diese unterstützen Frauen, aber auch 
Männer, die von Gewalt bedroht wer-
den oder bereits verletzt wurden und 
sind bei allen Polizeipräsidien ansässig. 
Daneben wurden mit dem Kommissariat 
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105 des Polizeipräsidiums München 
und dem „Zeughaus“ des Polizeiprä
sidiums Mittelfranken eigenständige 
Dienststellen für Prävention und Op-
ferschutz geschaffen. 

Um den Belangen des Strafverfahrens, 
der Prävention im konkreten Einzelfall 
und der qualitativ hochwertigen und 
prozessfesten Ermittlungsarbeit best-
möglich Rechnung zu tragen, wurden 
bei der Bayerischen Polizei zudem 
flächendeckend Schwerpunktsachbear-
beiter „Häusliche Gewalt“ bzw. Fach-

kommissariate u. a. zur Bearbeitung 
von Sexualdelikten eingerichtet. Au-
ßerdem werden die Beamtinnen und 
Beamten kontinuierlich im Themenfeld 
„Gewalt gegen Frauen“ aus- und fort-
gebildet.

Auf darüber hinaus bestehende Hand-
lungsbedarfe reagiert die Bayerische 
Staatsregierung mit der Erstellung ei-
nes Bayerischen Gesamtkonzepts zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und der Formulierung von Maßnahme-
empfehlungen.
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Vollbeschäftigung bis 2018 und keine 
Jugendarbeitslosigkeit 
Zentrale Ziele der Arbeitsmarktpolitik 
der Bayerischen Staatsregierung sind 
Vollbeschäftigung bis 2018 und keine 
Jugendarbeitslosigkeit. Bayern wird 
sich mit unvermindertem Einsatz um 
alle Menschen kümmern, die auf dem 
Arbeitsmarkt Schwierigkeiten haben. 
Es gilt, noch bessere Chancen für Lang-
zeitarbeitslose, Ältere, Jugendliche und 
junge Erwachsene ohne Berufsausbil-
dung, Menschen mit Behinderung so-
wie Menschen mit Migrationshinter-
grund zu schaffen. Wichtige Ziele sind 

darüber hinaus die Deckung von Fach-
kräftebedarfen unter primärer Aus-
schöpfung der vorhandenen inländi-
schen Arbeitskräftepotenziale und die 
Erhaltung von guten Arbeitsbedingun-
gen in ganz Bayern.

Bundesweit niedrigste Arbeitslosen­
quote
Im Jahresdurchschnitt 2016 hatte Bay-
ern mit 3,5 % die niedrigste Arbeitslo-
senquote aller Bundesländer. Verglichen 
mit dem deutschen Wert von 6,1 % fällt 
die Arbeitslosenquote in Bayern deut-
lich niedriger aus.

Arbeiten in Bayern –
� Beste Arbeitsmarktchancen

39Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de



Darstellung 11: � Arbeitslosenquoten nach Bundesländern und in Deutschland im 
Jahresdurchschnitt 2016 (in Prozent)
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Höchste Erwerbstätigenquote
Der bayerische Arbeitsmarkt ist gut für 
die Herausforderungen der Zukunft ge-
rüstet. Die bayerische Erwerbstätigen-
quote lag im Jahr 2015 bei 77,7 %. Mit 
diesem Wert steht Bayern im Bundes-
ländervergleich deutlich an der Spitze. 

Zahl der Erwerbstätigen hat deutlich 
zugenommen 
Die Zahl der Erwerbstätigen hat in 
Bayern in den vergangenen 25 Jahren 
deutlich zugenommen, von 6,04 Mio. 
im Jahr 1991 auf 7,27 Mio. im Jahr 2015 
(+ 20,3 %). Zwar ist auch in Deutschland 
ein Zuwachs zu verzeichnen (+10,9 %), 
der Anstieg in Bayern ist aber fast 
doppelt so hoch. 

Regionale Unterschiede nehmen 
weiter ab
Die Arbeitsmarktsituation in den 
sieben Regierungsbezirken hat sich  
in den vergangenen Jahren weiter an-
geglichen: So beträgt die Spannweite 
der Arbeitslosenquoten im Jahr 2016 
nur noch 1,1 Prozentpunkte, wohin
gegen die Spreizung zwischen den 
Regierungsbezirken vor zehn Jahren 
noch bei 3,1 Prozentpunkten lag.  
Die Arbeitslosenquoten lagen 2016 
zwischen 3,2 % in der Oberpfalz sowie 
in Schwaben und 4,3 % in Mittelfran-
ken. Alle Regierungsbezirke weisen 
daher eine deutlich geringere Arbeits-
losenquote als ganz Deutschland 
(6,1 %) auf. 
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Reduzierung der Langzeitarbeits­
losigkeit
Langzeitarbeitslose sollen künftig 
stärker von der positiven Entwicklung 
am Arbeitsmarkt profitieren. Des
wegen müssen sie mit passgenauen, 
rechtskreisübergreifenden und beson-
ders intensiven Angeboten unterstützt 
werden, wie dies in den Modellprojek-
ten „Perspektiven für Familien“ und 
„TANDEM“ in den Städten Nürnberg 
und Fürth bereits erfolgreich erprobt 
wurde. Im Rahmen des für die beiden 
bayerischen Modellprojekte entwickel-
ten ganzheitlichen Ansatzes wird Lang-
zeitarbeitslosen nicht nur ein Stellen
angebot unterbreitet. Vielmehr wird 
deren ganze Familie mit eingebunden 
und erhält bei Bedarf eine intensive 
Betreuung, Unterstützung und Beglei-
tung. 

Bayern hat sich aufgrund der guten Er-
gebnisse im Rahmen des 9. SGB II-Än-
derungsgesetzes erfolgreich dafür ein-
gesetzt, den ganzheitlichen Ansatz in 
die Regelstrukturen der Arbeitsförde-
rung (SGB III) und Grundsicherung 
(SGB II) zu überführen. 

Gute Ausbildungs- und Arbeitsmarkt­
chancen für junge Generation
Eines der wichtigsten Ziele der bayeri-
schen Arbeitsmarktpolitik ist das Ende 
der Jugendarbeitslosigkeit. Dabei wur-

den schon große Erfolge erzielt: In 
keinem anderen Bundesland sind die 
Beschäftigungsaussichten für junge 
Menschen besser als in Bayern. 

Dennoch brauchen manche junge Men-
schen besondere Hilfe, um in einer Aus-
bildung oder auf dem Arbeitsmarkt Fuß 
zu fassen. Kein Jugendlicher darf verlo-
rengehen. Für jeden ausbildungswilligen 
und ausbildungsfähigen Jugendlichen 
soll ein Ausbildungsplatz oder eine an-
gemessene Alternative zur Verfügung 
stehen. Die Bayerische Staatsregierung 
hat daher mit der Vereinigung der Baye-
rischen Wirtschaft e. V., dem Bayeri-
schen Handwerkstag, dem Bayerischen 
Industrie- und Handelskammertag so-
wie der Regionaldirektion Bayern der 
Bundesagentur für Arbeit im September 
2014 die „Allianz für starke Berufsbil-
dung in Bayern“ geschlossen. Gemeinsa-
mes Ziel ist die Förderung aller Talente: 
Alle jungen Menschen in Bayern sollen 
Berufsperspektiven entwickeln können. 
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Die heutige Generation der Älteren ist 
die gesündeste, fitteste und engagier-
teste Generation aller Zeiten. Diese 
gute Ausgangssituation älterer Men-
schen gilt es zu bewahren und durch 
gezielte Maßnahmen in allen Bereichen 
weiter zu unterstützen. 

Die Bayerische Staatsregierung steht 
für eine umfassende Teilhabe älterer 
Menschen in allen Bereichen der 
Lebens- und Arbeitswelt. Sie sind ein 
Gewinn für unsere Gesellschaft. Die 
Gesellschaft braucht mit Blick auf die 
demografische Entwicklung die Poten-
ziale und Kompetenzen älterer Men-
schen im Wirtschafts- und Arbeits
leben, aber auch im sozialen und 
politischen Leben. 

Für Bayern und Deutschland sind die 
Lebenslagen älterer Menschen von 
besonders großem Interesse, denn der 
Anteil der Bevölkerung ab 65  Jahre an 
der Gesamtbevölkerung wird bis 2060 
in ganz Deutschland deutlich ansteigen.

Hervorragende Arbeitsmarktsituation 
auch für Ältere
Die Arbeitsmarktsituation in Bayern 
hat sich in den letzten Jahren beständig 
und überdurchschnittlich verbessert. 
Hinsichtlich der Arbeitslosenquote der 
55- bis unter 65-Jährigen nimmt Bayern 
den Spitzenplatz unter den Ländern 
ein. Sie ist 2015 mit 4,8 % im Länder-
vergleich die niedrigste und liegt deut-
lich unter dem bundesweiten Durch-
schnitt von 7,3 %.

42

Umfassende Teilhabe  
� älterer Menschen



Darstellung 12: � Arbeitslosenquote Älterer von 55 bis unter 65 Jahren in den Bun-
desländern und Deutschland 2015 (in Prozent)
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Ältere Menschen sind in Bayern häufi-
ger erwerbstätig als in Deutschland. 
Die Erwerbstätigenquote der 55- bis 
unter 65-Jährigen lag in Bayern im 
Jahresdurchschnitt 2015 bei 70,5 %  
und damit deutlich über dem Durch-
schnittswert in Deutschland von 
68,5 %. Grund hierfür ist die hervor
ragende Arbeitsmarktsituation sowie 
eine mit steigendem Bildungsniveau 
der älteren Menschen veränderte 
Erwerbstätigkeit. Ebenso zeigt der 
Ansatz der Bayerischen Staatsregie-
rung Wirkung, Frühverrentungsanreize 
zu reduzieren. 

Die bayerische Arbeitsmarktpolitik 
richtet einen Fokus auf die Menschen, 
die über das Renteneintrittsalter hin-
aus arbeiten können und wollen. Unse-
re Gesellschaft ist auf die Potenziale 
und Kompetenzen älterer Menschen 
im Wirtschafts- und Arbeitsleben ange-
wiesen, gerade in Zeiten des Fachkräf-
temangels. Sie sind wichtige Know-
How-Träger. Deshalb ist es ein Ziel der 
Bayerischen Staatsregierung, dass älte-
re Menschen durch eine Demografie-
orientierte Arbeitsorganisation, durch 
ein aktives Gesundheitsmanagement 
und vor allem durch Weiterbildung und 
lebenslanges Lernen unterstützt werden.
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Das Flexi-Rentengesetz, das Ende 
2016 verabschiedet wurde, verbessert 
die Rahmenbedingungen für eine Be-
schäftigung neben dem Rentenbezug 
und ermöglicht eine dauerhafte Renten
aufbesserung. Das macht das Weiter-
arbeiten neben der Rente attraktiver. 

Positiver Trend für Bayern bei den 
Rentenzahlungen 
Die durchschnittlichen nominalen Zahl-
beträge der Altersrenten im Rentenzu-
gang (2014: BY: 756 Euro; WD: 722 
Euro; D: 779 Euro) und im Rentenbe-
stand (2014: BY: 793 Euro, WD: 771 
Euro; D: 842 Euro) sind in den letzten 
zehn Jahren kontinuierlich angestiegen 
und nähern sich dem Bundesdurch-
schnitt weiter an. Das durchschnittli-
che Nettoeinkommen der Rentner-
haushalte in Bayern liegt mit 2.493 
Euro um 148 Euro über dem westdeut-
schen Vergleichswert (D: 2.232 Euro).

Ältere Menschen in Bayern haben gut 
vorgesorgt 
Grundsätzlich sind die Immobilien- und 
Geldvermögen älterer Personen in 
Bayern höher als in den anderen west-
deutschen Ländern. So betrug 2013 
das durchschnittliche Immobilienver-
mögen in Haushalten mit einem Haus-
haltsvorstand ab 65 Jahren in Bayern 
145.168  Euro (WD: 103.868 Euro,  
D: 84.762 Euro). Vermögenseinkom-
men machen in Bayern 21 % und in 
Westdeutschland 19 % des durch-
schnittlichen Haushaltsbruttoeinkom-
mens aus. 

Im Vergleich zu 2013 ist die sog. Armuts-
gefährdungsquote 2015 bei den ab 
65-Jährigen in Bayern von 17,0 % auf 
16,7 % gesunken, während sie bundes-
weit von 14,8 % auf 15,1 % gestiegen 
ist. Ein weiterer aussagekräftiger Grad-
messer für Armut im Alter ist der An-
teil der älteren Menschen, die Leistun-
gen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung in Anspruch neh-
men. Er liegt in Bayern bereits seit 2010 
jeweils unter den jeweiligen Quoten in 
Deutschland und Westdeutschland, hat 
sich jedoch wie in ganz Deutschland und 
Westdeutschland im Zeitverlauf erhöht 
(2015: BY: 2,8 %, WD: 3,4 %, D: 3,2 %). 
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Darstellung 13: � Anteil der Empfängerinnen und Empfänger ab der Regelalters-
grenze von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
nach dem SGB XII an der Bevölkerung ab der Regelaltersgrenze* 
in den westdeutschen Bundesländern, Deutschland und West-
deutschland 2015 (in Prozent)
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Maßnahmen für die Teilhabe älterer 
Menschen an der Arbeitswelt
Die Bayerische Staatsregierung setzt 
sich aktiv für eine Teilhabe älterer Men-
schen an der Arbeitswelt ein. Das Bay-
erische Staatsministerium für Arbeit 
und Soziales, Familie und Integration 
hat bereits vor einigen Jahren mit der 
Initiative „Ältere und Arbeitswelt“ zu-
sammen mit Wirtschaftsorganisatio-
nen, dem DGB und der Regionaldirek-
tion Bayern der Bundesagentur für 
Arbeit die Weichen für eine altersge-
rechte Arbeitswelt in Bayern gestellt. 

Neben der Initiative „Ältere und Ar-
beitswelt“ fördert der Freistaat Bayern 
mit der Aktion „Qualifizierung von 
Erwerbstätigen“ Maßnahmen zur An-
passung der Arbeitskräfte und Unter-
nehmen an den technischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und demografischen 
Wandel. Bei dieser Förderaktion und im 
Rahmen der Förderaktion „Qualifizie-
rungsmaßnahmen für Langzeitarbeits
lose und Arbeitslose“ wird die Gruppe 
der Älteren über 50  Jahre besonders im 
Rahmen von Weiterbildungen berück-
sichtigt. 
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Daneben fördert die Bayerische Staats-
regierung in einigen Arbeitsagenturbe-
zirken auch einzelne Projekte, die auf 
die berufliche Wiedereingliederung von 
Älteren ausgerichtet sind. 

Auch der Arbeitsschutz und der Schutz 
der Gesundheit der Beschäftigten ist 
ein zentrales Anliegen der Bayerischen 
Staatsregierung. Sie sorgt daher durch 
Beratung und Kontrolle dafür, dass die 
Regelungen zum Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz von den Unternehmen 
beachtet werden und die Arbeitsbedin-
gungen auch älteren Beschäftigten zu-
träglich sind. 

Stärkung der drei Säulen der Alters­
vorsorge
Der überwiegende Teil der Rentnerin-
nen und Rentner in Bayern ist bereits 
heute in der Lage, durch eigenes Ein-
kommen und Vermögen für den eige-
nen Lebensunterhalt zu sorgen. Die 
Sicherheit im Alter ist ein zentrales An-
liegen der Bayerischen Staatsregierung. 
Sie muss auch in Zukunft auf den drei 
Säulen gesetzliche Rente, private und 
betriebliche Altersvorsorge aufbauen. 

Für alle Rentnerinnen und Rentner 
muss gelten: Wer sein Leben lang ge
arbeitet und vorgesorgt hat, muss im 
Alter ausreichend versorgt sein. Dieje-
nigen, die langjährig in die gesetzliche 

Rentenversicherung eingezahlt haben, 
sollen im Alter eine auskömmliche 
Rente daraus erhalten. 

Gleichzeitig setzt sich die Bayerische 
Staatsregierung dafür ein, dass die pri-
vate Vorsorge attraktiver wird, um 
mehr Menschen zur privaten Vorsorge 
zu bewegen. Auch muss die betriebliche 
Altersvorsorge weiter gestärkt werden. 
Vor allem in kleineren und mittleren 
Unternehmen und für Beschäftigte mit 
niedrigem Einkommen muss sie attrak-
tiver ausgestaltet werden. Mit dem 
Betriebsrentenstärkungsgesetz soll 
ein  wichtiger Schritt gemacht werden, 
um die betriebliche Altersvorsorge 
attraktiver zu machen, vor allem für 
kleine und mittlere Unternehmen sowie 
Geringverdiener. So soll unter anderem 
ein Freibetrag in der Grundsicherung im 
Alter für Renten aus einer langjährigen 
betrieblichen oder einer privaten Alters-
vorsorge neue Anreize zur Vorsorge 
setzen. Die Bayerische Staatsregierung 
hat sich nachdrücklich für diesen Frei-
betrag stark gemacht. Das Gesetz soll 
auch der Einstieg in eine verbesserte 
Riesterförderung sein.

Teilhabe Älterer am sozialen und 
kulturellen Leben 
Viele ältere Menschen wollen aktiv 
ihr  Leben gestalten, sich weiterhin mit 
ihrem Erfahrungswissen in unserer Ge-
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sellschaft einbringen und am sozialen 
und kulturellen Leben teilhaben. Ältere 
Menschen engagieren sich zunehmend 
ehrenamtlich. Dieses Potenzial will die 
Bayerische Staatsregierung weiter nut-
zen und hat sich daher als Ziel gesetzt, 
das Bürgerschaftliche Engagement noch 
besser zu fördern. Sie initiierte 2014 die 
Seniorenakademie Bayern, die Seminare 
für ältere bürgerschaftlich engagierte 
Menschen anbietet, insbesondere die 
Grundschulung der kommunalen Se
niorenvertretungen, der sogenannten 
seniorTrainerinnen und -Trainer sowie 
der ehrenamtlichen Wohnberaterinnen 
und -berater. Darüber hinaus wurde 
das Programm mit Themen für integra-
tive Ansätze (Schulungen für bürger-
schaftlich engagierte Ältere zum Thema 
Integration) und um ein regionales Se-
minarangebot erweitert. 

Wohnen im Alter
Damit ältere Menschen selbst bestim-
men können, wo und wie sie im Alter 
leben, fördert der Freistaat Bayern un-
terschiedlichste Wohn- und Unterstüt-
zungsformen für ältere Menschen.

Im Rahmen der staatlichen Wohnraum-
förderung werden bereits seit 2008 nur 
Mietwohnungsneubauten gefördert, die 
komplett barrierefrei geplant sind. Des 
Weiteren kann sowohl der Abbau von 
baulichen Barrieren in Mietwohnungen 

als auch die Modernisierung von statio-
nären Altenpflegeeinrichtungen geför-
dert werden. 

Mit dem Förderprogramm „Selbstbe-
stimmt Leben im Alter“ (SeLA) werden 
vielfältige und innovative Konzepte für 
ein selbstbestimmtes „Leben zu Hause“, 
aber auch ein „Leben wie zu Hause“ 
gefördert. Mit der erneuten Durchfüh-
rung der Aktionswoche „Zu Hause da-
heim“ 2017 und der ersten landeswei-
ten Auslobung des Innovationspreises 
„Zu Hause daheim“ sollen neue Wohn-
konzepte einer breiten Öffentlichkeit 
bekannt gemacht und für den flächen-
deckenden Ausbau solcher Wohnkon-
zepte in Bayern geworben werden. 

2015 wurde die Agentur zum Aufbau 
von Wohnberatung in Bayern gegrün-
det und an die Koordinationsstelle 
„Wohnen im Alter“ angedockt. Im 
Rahmen der Agentur sollen potenzielle 
Träger motiviert und aktiv unterstützt 
werden, Wohnberatungsangebote in 
ganz Bayern aufzubauen. Zudem unter-
stützt die Bayerische Staatsregierung 
im Rahmen der Wohnraumförderung 
die Realisierung vielversprechender An-
sätze für neue Formen des Wohnens im 
Alter. So wurden z. B. unterschiedliche 
Modellvorhaben des Experimentellen 
Wohnungsbaus im Neubau und in der 
Bestandssanierung angestoßen und 

47Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de



durchgeführt, die vielfältige Möglich-
keiten für altersgerechtes Wohnen an-
bieten. Auch im Rahmen der Städte-
bauförderung ist es Ziel, Innenstädte 
und Ortszentren durch innerstädtisches 
Wohnen gerade der älteren, weniger 
mobilen Menschen weiter zu stärken 
und den öffentlichen Raum weiter 
barrierefrei zu gestalten. 

Darüber hinaus fördert die Bayerische 
Staatsregierung den Aufbau von Senio-
rengenossenschaften, um im Rahmen 
einer Selbsthilfeorganisation die Soli-
darität der Bürgerinnen und Bürger und 
die Möglichkeit zur Mitgestaltung in 
der Kommune zu stärken. 

Unterstützung der Kommunen
Seit der gesetzlichen Verankerung von 
Seniorenpolitischen Gesamtkonzepten 
in Bayern (2007) setzt sich die Bayeri-
sche Staatsregierung tatkräftig für den 
Aufbau und die kontinuierliche Weiter-
entwicklung bestehender Seniorenpoli
tischer Gesamtkonzepte in den Kommu-
nen ein. Bereits rund 98 % aller Land- 
kreise und kreisfreien Städte haben ein 
Seniorenpolitisches Gesamtkonzept 
erarbeitet oder sind derzeit dabei. Die 
Bayerische Staatsregierung hilft den 
Kommunen auch bei der Umsetzung 
dieser Konzepte. 

2017 wird der Freistaat Bayern auch mit 
dem flächendeckenden Ausbau des Pro-
gramms „Marktplatz der Generationen“ 
zur Sicherung der Nah- und Grundver-
sorgung in kleineren Gemeinden begin-
nen, um älteren Menschen einen Ver-
bleib in ihrer vertrauten Umgebung zu 
ermöglichen. 

Mit einem Netzwerk aus vielfältigen 
Angeboten und Dienstleistungen bil-
den Mehrgenerationenhäuser groß
familiäre und nachbarschaftliche Bil-
dungs- und Unterstützungsstrukturen 
nach. In Bayern gibt es derzeit 82 
Mehrgenerationenhäuser.
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Der Pflegebedürftige im Mittelpunkt
Pflege ist ein Thema von großer Be-
deutung, das alle angeht. Die Bayeri-
sche Staatsregierung hat daher einen 
Bayerischen Patienten- und Pflegebe-
auftragten berufen und mit dem Baye-
rischen Staatsministerium für Gesund-
heit und Pflege ein eigenes Ministerium 
für diesen Bereich geschaffen. Die Bay-
erische Staatsregierung will, dass die 
Menschen in Bayern auf eine hochwer-
tige pflegerische Versorgung vertrauen 
können. Die Maßstäbe der Pflegepoli-
tik der Bayerischen Staatsregierung 
sind Selbstbestimmtheit und Lebens-
qualität. Um dies sicherzustellen, wur-
den die Leistungen der Pflegeversiche-
rung mit den Pflegestärkungsgesetzen 
ausgebaut und flexibilisiert. So wird für 
die Pflegebedürftigen ein individuell 
zugeschnittener Pflegemix möglich. 
Eine Herausforderung bleibt die Perso-
nalgewinnung.

Pflegebedürftige und deren 
(pflegende) Angehörige im Fokus
Die Pflegebedürftigen und deren (pfle-
gende) Angehörige stehen im Fokus 
der sozialen Pflegeversicherung. Im 
Dezember 2015 gab es in Bayern 
348.253 Pflegebedürftige im Sinne des 
Gesetzes. Mehr als zwei Drittel von 
ihnen wurden zu Hause versorgt. Bei-
nahe ein Drittel wurde vollstationär in 
Pflegeheimen betreut. Etwas mehr als 
die Hälfte aller Pflegebedürftigen in 
Bayern war der Pflegestufe I zugeord-
net, ein knappes Drittel der Pflegestufe 
II und 13,7 % der Pflegestufe III. 

Zahl der Pflegebedürftigen wird 
weiter ansteigen 
Wie in ganz Deutschland nimmt auch 
in Bayern die Zahl der Älteren zu. Die-
sem Trend folgt die Zahl der Leistungs-
empfängerinnen und -empfänger in der 
Pflegeversicherung. In Bayern stieg sie 

Pflegebedürftige:  
  Gut versorgt und gut für die  
� Zukunft gerüstet

49Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de



zwischen 2005 und 2015 um 15,0 % – 
im Vergleich zu Deutschland eher ein 
geringer Anstieg (+ 34,4 %). 

Die zukünftige Zahl der Pflegebedürfti-
gen kann u. a. auf Basis eines sogenann-
ten Status-quo-Szenarios geschätzt 

Darstellung 14: � Voraussichtliche Entwicklung der Pflegebedürftigen nach dem 
Status-quo-Szenario bis zum Jahr 2060* in Deutschland**  
(Anzahl Pflegebedürftiger in Mio.)
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*	� Annahmen ab 2030: konstante alters- und geschlechtsspezifische Pflegequoten des Jahres 2013;  
Bevölkerungsentwicklung gemäß Variante 2 der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.

**	� Für die Bundesländer liegen noch keine Prognosen auf Basis der aktuellen Pflegestatistik vor.  
Ebenso nicht vorhanden sind derzeit andere Berechnungsszenarien (Kompression, Medikalisierung). 

� Quelle: Prognos, eigene Darstellung nach Statistisches Bundesamt, Pflegebedürftige nach  
Altersgruppen 1999 bis 2060, in: Demografie-Portal des Bundes und der Länder,  

Berechnungen durch das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung. Wiesbaden 2015

Qualifiziertes Pflegepersonal 
Im Jahr 2015 waren in Bayern etwa 
103.000 Personen in der stationären 
Pflege beschäftigt. Das Verhältnis 

werden. Dabei werden die aktuellen 
Pflegequoten auf die erwartete Bevöl-
kerungsentwicklung übertragen. Nach 
diesem Szenario erhöht sich die Anzahl 
der Pflegebedürftigen in Deutschland 
bis zum Jahr 2060 gegenüber 2013 um 
über 75 % (vgl. Darstellung 14). 

von  Gepflegten zu Beschäftigten hat 
sich im Vergleich zu den Vorjahren ver-
bessert und belief sich in der stationä-
ren Pflege auf eine Quote von 1 zu 1. 
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In der ambulanten Pflege waren im 
Jahr 2015 gut 47.100  Personen be-
schäftigt. Ein Beschäftigter war damit 
für 1,8  Pflegebedürftige zuständig, 
2005 waren es noch 2,5  Pflegebedürf-
tige. Setzt man die Zahl der Menschen 

Darstellung 15: � Ambulante Pflege: Personalzahl, Verhältnis zu den Pflegebedürf-
tigen sowie zur Bevölkerung ab 65 Jahren* in Bayern 2005, 2007, 
2009, 2011, 2013 und 2015 (absolut, Quote in Prozent)

Personal 
in  

Pflegediensten

Quote  
„Gepflegte je  

Beschäftigter“

Quote  
„Bevölkerung ab 65  
zu Personal-Person“

2005 28.425 2,2 80,9
2007 31.721 2,2 75,5
2009 36.421 2,0 67,3
2011 38.594 1,9 63,2
2013 41.599 1,8 60,1
2015 47.113 1,8 54,6

* � Die Bevölkerungsdaten entstammen der Genesis-Datenbank des StBA. Ab 2011 wurden sie auf Grundlage des 
Zensus 2011 berechnet.

Quelle: Prognos, eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2005, 2007, 2009, 2011, 2013 und 2015.  
Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung Ländervergleich – Pflegebedürftige, ambulante Pflegedienste, Pflegeheime  

(jeweils separate Veröffentlichungen). Wiesbaden 2007, 2009, 2011, 2013, 2016 und Bayerisches Landesamt für Statistik,  
Pflegeeinrichtungen, ambulante sowie stationäre und Pflegegeldempfänger in Bayern. Ergebnisse der Pflegestatistik.  

Stand: 15. bzw. 31. Dezember 2015. Statistische Berichte. München 2017

in Bayern, die 65 Jahre und älter sind, 
zum Personal in Pflegediensten ins Ver-
hältnis, so hat sich auch dieser Wert in 
den letzten zehn Jahren deutlich ver-
bessert (von 80,9 : 1 im Jahr 2005 auf 
54,6 : 1 im Jahr 2015). 

Insgesamt kann somit festgestellt wer-
den, dass die Personalquoten – trotz 
des Anstiegs der Zahl der Pflegebe-
dürftigen – im Vergleich zu 2005 sogar 
verbessert werden konnten. Zudem 
gibt es in Bayern mehr Fachkräfte in 
der Pflege als im bundesweiten Durch-

schnitt (2011: ambulante Pflege:  
BY: 30 Fachkräfte je 100 gepflegten 
Personen, D: 26 Fachkräfte je 100 
gepflegten Personen; stationäre Pflege: 
BY: 30 Fachkräfte je 100 gepflegten 
Personen, D: 28 Fachkräfte je 100 
gepflegten Personen).
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Verfügbare Plätze und Wohnformen 
Die Zahl der verfügbaren Plätze in 
bayerischen Pflegeeinrichtungen ins
gesamt hat sich im Vergleich zum Jahr 
2005 um 17,5 % erhöht. Bei den im Jahr 
2015 knapp 135.000 verfügbaren Plät-
zen in Pflegeheimen in Bayern handelte 
es sich mehrheitlich (gut 128.000) um 
Plätze zur vollstationären Dauerpflege.

Gleichzeitig gewinnt das ambulant be-
treute Wohnen zunehmend an Bedeu-
tung: Zwischen 2010 und 2015 hat sich 
sowohl die Zahl ambulant betreuter 
Wohngemeinschaften als auch die Zahl 
ihrer Mieterinnen und Mieter in Bayern 
weit mehr als verdoppelt. 

Herausforderungen: Fachkräftebedarf 
in der Pflege sichern und häusliche 
Pflege stärken 
Vor dem Hintergrund weiter zunehmen
der Pflegebedürftigkeit wird es auch ei-
nen wachsenden Personalbedarf in der 
Pflege geben. Diesen Bedarf zu decken 
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufga-
be. Hier müssen alle Verantwortlichen 
an einem Strang ziehen und zur Schaf-
fung attraktiver Arbeitsbedingungen 
zusammenwirken: Politik, Einrichtungs- 
und Kostenträger, Einrichtungen und 
alle übrigen Akteure in der Pflege. 

Die Bayerische Staatsregierung trägt 
ihren Teil auf mehreren Ebenen dazu 
bei. Insbesondere wird seit dem  Schul-
jahr 2009/2010 erfolgreich die Kam
pagne HERZWERKER durchgeführt, 
um Auszubildende für den Altenpflege-
beruf zu gewinnen. Außerdem arbeiten 
im bayerischen „Bündnis für Ausbildung 
und Fachkräftenachwuchs in der Alten-
pflege“ alle Verantwortlichen in der 
Pflege zusammen, um das Image der 
Pflegeberufe zu verbessern und mehr 
junge Menschen dafür zu gewinnen. 

Auch die Frage der Ausbildungsfinan-
zierung ist für die Attraktivität der 
Ausbildung entscheidend. Für die Schü-
lerinnen und Schüler muss diese kosten-
los sein. Durch das im August 2013 in 
Kraft getretene Bildungsfinanzierungs-
gesetz wurde dies in Bayern realisiert.

Etwa zwei Drittel der Pflegebedürft igen 
werden zu Hause gepflegt, hiervon rund 
zwei Drittel allein durch Angehörige und 
rund ein Drittel zusammen mit oder 
allein durch ambulante Pflegedienste. 
Die Staatsregierung ist sich der hohen 
Bedeutung pflegender Angehöriger für 
eine dauerhaft gewährleistete, gute Pfle-
ge bewusst. Insbesondere im Hinblick 
auf den demografischen Wandel sind 
pflegende Angehörige eine wichtige 
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Säule in der pflegerischen Versorgung 
der Bevölkerung. 

Deshalb wird häuslich Pflegenden über 
die zu ihren Gunsten erfolgten bundes-
gesetzlichen Änderungen (z. B. Aner-
kennung von Pflegezeiten in der gesetz-
lichen Rentenversicherung) hinaus in 
Bayern u. a. durch den Ausbau von Be-
ratungsangeboten sowie durch Ange-
bote zur Unterstützung im Alltag ge-
holfen. Durch psychosoziale Beratung, 
begleitende Unterstützung und Ent
lastung häuslich Pflegender sollen die 
Fachstellen für pflegende Angehörige 
verhindern, dass die Angehörigen durch 
die oft lang andauernde Pflege selbst 
erkranken und zum Pflegefall werden 
(Angehörigenarbeit). 

Zunehmende Anzahl an Demenzer­
krankungen – eine gesamtgesell­
schaftliche Herausforderung
Die Zahl der Menschen mit einer 
Demenzerkrankung in  Bayern nimmt 
zu. Um dieser Herausforderung zu 
begegnen, hat die Bayerische Staats
regierung eine ressortübergreifende 
Demenzstrategie erarbeitet, die fünf 
Leitzielen folgt:

→	� Bewusstseinswandel in der Gesell-
schaft im Umgang mit dem Thema 
Demenz weiter voranbringen!

→	� Selbstbestimmung und Würde der 
Betroffenen in allen Phasen der 
Erkrankung bewahren!

→	� Lebensbedingungen und -qualität für 
die Erkrankten und ihre Angehörigen 
verbessern!

→	� Möglichkeiten zur Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben für Ange
hörige und Betroffene verbessern!

→	� Angemessene, an den Bedarfen ori-
entierte medizinische Versorgung, 
Betreuung und Pflege sicherstellen!

Die Bayerische Staatsregierung fördert 
zur Umsetzung der Leitziele in allen 
Handlungsfeldern eine Vielzahl von 
Projekten. Im Fokus stehen dabei ins-
besondere Beratungsangebote (www.
leben-mit-demenz.bayern.de). 

Zudem fördert die Bayerische Staats
regierung seit 2016 den demenzge-
rechten Ausbau eigenständiger Ein
richtungen der Kurzzeit-, Tages- und 
Nachtpflege. Neben einer Verbesse-
rung des Betreuungsumfeldes soll 
hierdurch die Anzahl der verfügbaren 
Plätze dieser alternativen Versorgungs-
formen erhöht werden und damit auch 
zur Entlastung der pflegenden Angehö-
rigen beigetragen werden.
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„Mitten drin, statt nur dabei!“ – Inklu
sion ist das Ziel der Bayerischen Staats-
regierung für eine volle und selbstbe-
stimmte Teilhabe nicht nur der rund 
1,15 Mio. Menschen mit einer aner-
kannten Schwerbehinderung (2015), 
sondern aller Menschen mit Behinde-
rung in Bayern. Dafür werden in Bayern 
jedes Jahr rund 4,5  Mrd. Euro aufge-
wendet. 

Bayerischer Aktionsplan Inklusion  
zur Umsetzung der UN-Behinderten­
rechtskonvention
Zur Verwirklichung der Inklusion in allen 
Bereichen und zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention hat die 
Bayerische Staatsregierung 2013 einen 
umfassenden Aktionsplan vorgelegt. 
An dessen Erarbeitung waren über 140 
Verbände und Organisationen aus dem 
Bereich der Menschen mit Behinderung 
und weiterer gesellschaftlicher Gruppen 
sowie der Bayerische Landtag beteiligt.

Zu den Schwerpunkten des Aktions-
plans gehören unter anderem die in
klusive Bildung auf allen Ebenen, die 
Teilhabe am Arbeitsleben und Maß-
nahmen zur Bewusstseinsbildung für 
die Belange von Menschen mit Behin-
derung und vor allem ihren Fähigkeiten.

Die Bayerische Staatsregierung setzt 
die beschlossenen Maßnahmen fort-
laufend um. Der Aktionsplan wurde 
2016 wissenschaftlich evaluiert und 
wird auf dieser Grundlage fortgeschrie-
ben.

Bundesteilhabegesetz –  
Bayerns Einsatz für mehr Teilhabe
Die Eingliederungshilfe ist eine zen
trale Unterstützung für die Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung. Am 
Jahresende 2015 bezogen in Bayern 
110.339 Personen Leistungen der 
Eingliederungshilfe. Die bayerischen 
Bezirke gaben für die Eingliederungs
hilfe 2015 rund 2,3 Mrd. Euro aus.
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Die Eingliederungshilfe ist Bundes-
recht. Bayern hat sich erfolgreich für 
ein Bundesteilhabegesetz eingesetzt, 
das die verbesserte Teilhabe von Men-
schen mit Behinderung und vor allem 
auch entscheidende Verbesserungen 
beim Einsatz von Einkommen und Ver-
mögen vorsieht. Das Bundesteilhabe-
gesetz ist zum 1. Januar 2017 in Kraft 
getreten. Es stärkt die Rechte, Wün-
sche und Selbstbestimmungsmöglich-
keiten der Menschen mit Behinderung: 
Durch neue Regelungen zum Einsatz 
von Einkommen und Vermögen, aber 
zum Beispiel auch durch ein „Budget 
für Arbeit“. Bayern konnte noch im Ge-
setzgebungsverfahren weitere Verbes-
serungen für Menschen mit Behinde-
rung erreichen, z. B. die Erhöhung des 
Vermögensschonbetrags in der Grund-
sicherung, damit auch schwerst- und 
mehrfach behinderte Menschen von 
einem Bundesteilhabegesetz profitie-
ren können.

Beratung und Begleitung –  
Die Offene Behindertenarbeit
Mehr Selbstbestimmung braucht kom-
petente Beratung und Begleitung. Da-
her fördern der Freistaat Bayern und 
die bayerischen Bezirke gemeinsam 
die  265 regionalen und überregionalen 

Dienste der Offenen Behindertenar-
beit, kurz OBA. Sie bieten ein sozial-
raumorientiertes und niedrigschwelli-
ges Angebot an Beratungs- und 
Betreuungsdiensten an. Der Freistaat 
Bayern stellte 2015 für die Förderung 
der OBA-Dienste 8,9 Mio. Euro bereit. 
Die Fördermittel sind damit seit 2005 
um 53 % gestiegen. Die Bayerische 
Staatsregierung wird die OBA-Dienste 
gemeinsam mit den Bezirken weiter-
entwickeln.

Teilhabe am Arbeitsleben
In Bayern liegt grundsätzlich ein beson-
deres Augenmerk auf der Teilhabe am 
Arbeitsleben. Denn: Eigene Arbeit ist 
der Schlüssel zu einem selbstbestimm-
ten Leben. Ziel der Bayerischen Staats-
regierung ist es, dass auch möglichst 
viele Menschen mit Behinderung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt Fuß 
fassen und an ihrem Arbeitsplatz die 
Hilfestellung bekommen, die sie benö-
tigen. Der Freistaat Bayern fördert 
daher gezielt Maßnahmen zur beruf
lichen Inklusion und stellte dafür 2016 
rund 75,1 Mio. Euro bereit. Seit 2010 
hat der Freistaat die Fördermittel um 
40 % erhöht (vgl. Darstellung 16).
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Darstellung 16: � Fördermittel des Freistaats Bayern aus der Ausgleichabgabe für 
Maßnahmen zur beruflichen Inklusion von Menschen mit Behin-
derung 2010–2016 (in  Mio. Euro)
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Quelle: StMAS, eigene Darstellung nach ZBFS

Damit zum Beispiel auch Menschen 
mit einer geistigen Behinderung aus der 
Ausbildung heraus Perspektiven auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt bekom-
men, eröffnet der Freistaat Bayern 
gemeinsam mit seinen Kooperations-
partnern mit der Gesamtmaßnahme 
„Übergang Förderschule – Beruf “ ge-
zielt für diesen Personenkreis Chancen 
für einen beruflichen Einstieg. Aber 
nicht nur direkt aus der Ausbildung 
heraus soll der Sprung auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt gelingen. Daher 
wurden im Rahmen des Programms 

„Chancen schaffen“ zusätzliche Arbeits- 
und Ausbildungsplätze für Menschen 
mit Behinderung mit rund 15 Mio. Euro 
gefördert. 

Menschen mit Behinderung profitieren 
in Bayern von der bayerischen Arbeits-
marktpolitik: Sowohl die Erwerbstäti-
genquoten von Menschen mit einem 
Grad der Behinderung unter 50 als auch 
von Menschen mit einer anerkannten 
Schwerbehinderung sind in Bayern mit 
68,5 % bzw. 47,4 % um 4,6  Prozentpunk-
te höher als in Deutschland (MZ 2013). 
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Lediglich 4,5 % aller schwerbehinderten 
Menschen im erwerbsfähigen Alter wa-
ren in Bayern im Jahr 2015 arbeitslos.

Bayern steht für Selbstbestimmung und 
Wahlmöglichkeiten: Bayern investiert 
auch in die Werkstätten für behinderte 
Menschen. Diese bieten Menschen, die 
nicht oder nicht auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt tätig sein können, einen 
geschützten Bereich für Beschäftigung 
und Ausbildung. In Bayern gab es im 
Jahr 2015 insgesamt 303 Werkstätten 
mit 38.771 Plätzen. Die Werkstätten in 
Bayern haben den klaren Auftrag, sich 
inklusiver aufzustellen. Sie sollen den 
Menschen mehr Gelegenheiten eröff-
nen, arbeitsmarktnäher und in engerem 
Kontakt mit Menschen ohne Behinde-
rung zu arbeiten. Der Freistaat beglei-
tet und fördert diese Neuausrichtung 
und den Aufbau neuer Außenarbeits-
plätze im Rahmen des Sonderpro-
gramms „Werkstatt Inklusiv“. 

Kinder mit Behinderung im 
besonderen Fokus
Inklusion fängt am besten sehr früh an. 
Kinder mit Behinderung oder einer dro-
henden Behinderung werden in jungen 
Jahren besonders betreut und geför-
dert. Davon profitieren die Kinder ein 
Leben lang. 

Mit seinen 202 interdisziplinär arbei-
tenden Frühförderstellen verfügt Bay-
ern über die höchstentwickelte Früh-
förderlandschaft in ganz Deutschland. 
In fast jedem Landkreis und in jeder 
Stadt gibt es mindestens eine Frühför-
derstelle. Die Arbeit der Frühförder-
stellen wird durch 19 Sozialpädiatri-
sche Zentren in ganz Bayern optimal 
ergänzt.

Daneben ist die Inklusion in der Kin-
dertagesbetreuung ein ganz wesent
licher Baustein: Die Kinder begreifen 
früh Unterschiedlichkeiten als Selbst-
verständlichkeit und Bereicherung. Der 
Freistaat fördert die Inklusion in Kin-
dertageseinrichtungen mit einem um 
350 % erhöhten Förderfaktor pro Kind 
mit (drohender) Behinderung. Auch 
aufgrund dieser intensiven Förderung 
ist die Zahl der inklusiv arbeitenden 
Kindertageseinrichtungen in den letz-
ten Jahren stark gestiegen: 2015 gab  
es in Bayern 1.237 integrative Kinder-
tageseinrichtungen. Insgesamt wurden 
über 10.000 Kinder mit Behinderung 
oder von Behinderung bedrohte Kinder 
in Kindertageseinrichtungen betreut.

57Was Menschen berührt    //     www.zukunftsministerium.bayern.de



Darstellung 17: � Kinder mit (drohender) Behinderung in integrativen Kindertages-
einrichtungen in Bayern 2007–2015 (absolut und in Prozent)

Jahr Integrative  
Einrichtungen Kinder

2007 512 4.761
2008 536 5.630
2009 661 5.678
2010 713 6.284
2011 772 7.231
2012 864 7.622
2013 935 8.443
2014 1.125 9.339
2015 1.237 10.146

Veränderung in Prozent 141,6 113,1

Quelle: ISG, eigene Berechnung nach StMAS, Sonderauswertung zu Kindern in  
integrativen Tageseinrichtungen in den Jahren 2007 bis 2015. München 2016

Blindengeld, Taubblindengeld und 
Sehbehindertengeld
Bayern war das erste Bundesland, das 
ein einkommens- und vermögensunab-
hängiges Blindengeld als Landesleis-
tung eingeführt hat. Zudem erhalten 
taubblinde Menschen seit 1.  Januar 
2013 in Bayern ein Blindengeld in 
doppelter Höhe. Am Jahresende 2015 
bezogen 13.616  Personen in Bayern 
Blindengeld bzw. Taubblindengeld. Seit 
1. Juli 2016 beträgt das Blindengeld 
579  Euro pro Monat, für taubblinde 
Menschen beträgt es 1.158 Euro. 
Damit gewährt Bayern im Länderver-
gleich eines der höchsten Blindengelder. 

Um künftig auch hochgradig sehbehin-
derte Menschen finanziell zu unterstüt-
zen, wird Bayern ab dem Jahr 2018 ein 
Sehbehindertengeld einführen. 

„Bayern barrierefrei“
In Bayern sollen der gesamte öffentli-
che Raum und der gesamte öffentliche 
Personennahverkehr barrierefrei wer-
den. „Bayern barrierefrei“ ist ein bun-
desweit einzigartiges Vorhaben der 
Bayerischen Staatsregierung, von dem 
alle profitieren: Menschen mit Behinde-
rung, ältere Menschen und Familien mit 
Kindern. Allein im Doppelhaushalt 
2017/2018 stellt der Freistaat Bayern 
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dafür ein Investitionsvolumen von rund 
235 Mio. Euro zur Verfügung. „Bayern 
barrierefrei“ konzentrierte sich in einem 
ersten Schritt auf die Bereiche, die für 
das alltägliche Leben der Menschen 
von elementarer Bedeutung sind: Die 
Mobilität, die Bildung und die öffentlich 
zugänglichen staatlichen Gebäude. Nun 
nimmt das Programm zusätzlich die 
Handlungsfelder Information und Kom-
munikation, Gesundheit sowie Fortbil-
dung der Beschäftigten im staatlichen 
Bereich in Angriff. Ein Staatssekretärs
ausschuss koordiniert und treibt das 
Thema Barrierefreiheit ressortüber
greifend voran.

Und die Barrierefreiheit kommt voran: 
Aktuell sind rund 1.000 öffentlich zu-
gängliche staatliche Gebäude barriere-
frei zugänglich und verfügen über eine 
barrierefreie Sanitäranlage. Rund 75 % 
der ein- und aussteigenden Passagiere 
an Bayerns Bahnhöfen haben einen 
barrierefreien Zugang zum Schienen-
personenverkehr.

Die Bayerische Staatsregierung unter-
stützt gemeinsam mit der Bayerischen 
Architektenkammer die Schaffung von 
Barrierefreiheit auch im privaten Be-
reich, zum Beispiel durch die 18 staat-
lich geförderten Beratungsstellen für 
Barrierefreiheit in ganz Bayern, die eine 

umfassende Beratung anbieten – vom 
barrierefreien (Um-)Bauen bis zu barri-
erefreien Internetangeboten. 

Die Bewusstseinsbildung ist ebenfalls 
ein entscheidender Teil des Programms 
„Bayern barrierefrei“. Eine breit ange-
legte Öffentlichkeitskampagne rückt 
das Thema Barrierefreiheit in den 
Blickpunkt. Dazu gehört das Signet 
„Bayern barrierefrei“ und das umfang-
reiche Portal unter www.barrierefrei.
bayern.de mit allen wichtigen, aktuel-
len Informationen zur Barrierefreiheit, 
mit Praxisbeispielen, einem Magazin 
mit Interviews, Expertenbeiträgen und 
Reportagen sowie einem Service
bereich mit Adressen, Tipps und Links. 

Die behindertengerechte Anpassung 
von bestehendem Eigen- und Miet-
wohnraum an die Belange von Men-
schen mit Behinderung fördert der 
Freistaat Bayern im Rahmen der staat-
lichen Wohnraumförderung. 

Inklusion braucht Bewusstsein
Teilhabe braucht Bewusstseinsbildung. 
Das heißt vor allem, den Blick auf die 
Fähigkeiten und Talente von Menschen 
mit Behinderung, genauso wie auf ihre 
Lebenssituation zu lenken. Die Bayeri-
sche Staatsregierung setzt daher mit 
vielen Maßnahmen auf Bewusstseins
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bildung. Sie reichen vom „Miteinander-
preis“, der auch 2016 wieder gelungene 
Projekte der Inklusion in jedem bayeri-
schen Regierungsbezirk ausgezeichnet 
hat, dem Inklusionspreis „JobErfolg“ 
und dem Emblem „Inklusion in Bayern 
– Wir arbeiten miteinander“ für heraus-
ragende Leistungen für die Integration 
von Menschen mit Behinderung am 
Arbeitsplatz bis hin zur 2016 gestarte-
ten umfangreichen Kampagne zur In-
klusion, zu der unter anderem die um-
fassende Website zur Inklusion www.
Inklusion.Bayern.de gehört.

Hauptamtliche Beauftragte für  
die Belange von Menschen mit 
Behinderung
Die Beauftragte der Bayerischen 
Staatsregierung für die  Belange von 
Menschen mit Behinderung greift An-
regungen von einzelnen Betroffenen, 
Selbsthilfegruppen, Behindertenver-
bänden und von den kommunalen 
Beauftragten für die Belange von 
Menschen mit Behinderung auf und 
gibt Anregungen für konkrete Maß
nahmen zur verbesserten Teilhabe. 
Damit die Beauftragte ihre Aufgaben 
umfassend wahrnehmen kann, ist sie 
seit 2014 hauptamtlich tätig.

60

Kurzfassung  Menschen mit Behinderung: Auf dem Weg zur inklusiven Gesellschaft



In Bayern leben knapp 2,6 Mio. Men-
schen mit Migrationshintergrund, un-
gefähr 257.000 mehr als im Jahr 2005 
(Stand 2014). Das sind rund 20 % der 
bayerischen Bevölkerung (2005: 
18,7 %). 43,2 % von ihnen stammen  
aus einem Mitgliedsstaat der EU.  
Die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund in Bayern ist vergleichsweise 
jung: 33,5 % (2014) waren unter 25 
Jahre alt, während dieser Anteil bei  

der Bevölkerung ohne Migrations
hintergrund bei 22,0 % lag.

Menschen mit Migrationshintergrund 
fühlen sich in Bayern sehr gut integriert. 
Dies spiegelt sich im Gesamturteil der 
Migranten über ihr Leben in Bayern wi-
der. Auf einer Skala von 1 bis 10 geben 
Menschen mit Migrationshintergrund 
in Bayern das Gesamturteil 8,3 ab.

Darstellung 18: � Übersicht: Zufriedenheit mit der Lebenssituation in Bayern
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Quelle: Ethnic Market and Media Research im Auftrag der Hanns-Seidel-Stiftung, 2017

Menschen mit Migrationshintergrund:  
    Bayern ist das Land  
� gelingender Integration
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Sehr gute Arbeitsmarktchancen für 
Menschen mit Migrationshintergrund 
Teilhabechancen an der beruflichen 
Ausbildung sind ein bedeutender Fak-
tor für eine gelungene Integration. In 
Bayern haben 53,3 % der Menschen 
mit eigener Migrationserfahrung eine 
abgeschlossene Berufsausbildung. Der 
Anteil der Personen mit Migrations
hintergrund, aber ohne eigene Migra
tionserfahrung, liegt mit 61,6 % sogar 
um rund 8 Prozentpunkte höher. Die 
Arbeitslosenquote der Menschen mit 
Migrationshintergrund in Bayern 
(8,6 %) ist deutschlandweit (14,6 %) 
am niedrigsten.

Geringer Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund mit niedrigen 
Einkommen und in Mindestsicherung 
In Bayern sind die Lebensverhältnisse 
sehr gut. Das gilt auch für Menschen 
mit Migrationshintergrund. Die Anteile 
von Menschen mit niedrigen Einkom-
men in Bayern liegen gemessen an der 
sogenannten Armutsgefährdungsquote 
bei der Bevölkerung mit Migrations
hintergrund – wie auch bei der Bevöl-
kerung ohne Migrationshintergrund – 
weit unter dem Bundeswert (BY: 
19,1 %, D: 27,7 %). Die Quoten aller 
anderen Länder liegen mit Ausnahme 
von Baden-Württemberg deutlich über 
der Bayerns. 

Der Anteil der ausländischen Bevölke-
rung, die Grundsicherung für Arbeit
suchende nach dem SGB II beziehen, 
beträgt in Bayern 7,2 % und liegt damit 
deutlich unter dem Bundesdurch-
schnitt von 12,8 %. Es ist der niedrigste 
Anteil aller Länder. 
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Darstellung 19: � Anteil ausländischer Bezieher von Grundsicherung (SGB II) an 
allen Ausländern im Bundesländervergleich und in Deutschland 
2014 (in Prozent) 
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Gute Gesundheitssituation von 
Menschen mit Migrationshintergrund
Ein Indikator für den Gesundheitszu-
stand ist die Krankenquote. Sie lag 
2013 für alle Menschen mit Migrations
hintergrund in Bayern niedriger als im 
Bundesdurchschnitt (BY: 12,5 %, D: 
13,7 %). Damit lag die Krankenquote 
der Menschen mit Migrationshinter-
grund 2013 in  Bayern sogar etwas 
niedriger als die von Menschen ohne 
Migrationshintergrund (15,0 %), be-
dingt durch eine andere Altersstruktur.

Bürgerschaftliches Engagement
Bürgerschaftliches Engagement von 
Menschen mit Migrationshintergrund 
ist auch ein Zeichen gelungener und 
gelebter Integration. Sowohl rund ein 
Drittel der Bevölkerung in Bayern ohne 
Migrationshintergrund als auch ein 
Drittel der Bevölkerung mit Migrations
hintergrund engagiert sich monatlich 
ehrenamtlich in Vereinen, Verbänden 
oder sozialen Diensten. Bei den Perso-
nen ohne eigene Migrationserfahrung 
ist der Anteil derer, die sich jede Woche 
engagieren, sogar mehr als doppelt so 
hoch. 
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In Bayern gelingt Integration
Bayern ist ein Land gelingender Integ-
ration. Die Bayerische Staatsregierung 
schafft für Menschen mit Migrations-
hintergrund die bestmöglichen Voraus-
setzungen zur Integration. Schlüssel
bereiche dafür sind unter anderem 
Bildung, Sprachförderung, Arbeit und 
Ausbildung, Gesundheit und Pflege 
sowie Bürgerschaftliches Engagement. 
Dies gilt sowohl für Menschen mit 
Migrationshintergrund, die nach Bay-
ern gekommen sind oder von Geburt 
an hier leben, als auch für anerkannte 
Flüchtlinge und Asylbewerber mit 
guter Bleibeperspektive. 

Die Bayerische Staatsregierung fördert 
die Integration mit für alle Personen-
gruppen geeigneten Maßnahmen und 
setzt dabei so früh wie möglich an. 
Bayerns Kindertageseinrichtungen 
haben aus diesem Grund für die Inte
gration einen hohen Stellenwert, da hier 
eine frühe und alltagsintegrierte Sprach-
bildung erfolgt. Auch für die Werte
vermittlung, den Erwerb sozialer Kom-
petenzen oder kulturell geprägter Ver- 
haltensweisen sind sie zentrale Orte. 

Damit Integration bereits früh gelingt, 
erhalten Bayerns Kindertageseinrich-
tungen für Kinder, deren Eltern beide 
nichtdeutschsprachiger Herkunft sind, 

ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt eine 
um 30 % erhöhte Förderung. Mit dieser 
bundesweit einmaligen Maßnahme 
steigt automatisch die kindbezogene 
Förderung der Kindertageseinrichtun-
gen.

Integration von Flüchtlingen in den 
Arbeits- und Ausbildungsmarkt
Die Bewältigung des enormen Flücht-
lingszugangs ist die größte Herausfor-
derung für Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft seit der Wiedervereinigung. 
Die Integration von Bleibeberechtigten 
in die Arbeitswelt ist die beste Integra-
tion in die bayerische Lebenswelt. Sie 
eröffnet Lebenschancen, ist zentraler 
Baustein der sozialen Integration, be-
deutet Unabhängigkeit von staatlichen 
Transferleistungen und versetzt Bleibe-
berechtigte in die Lage, über Steuern 
und Sozialabgaben ihren Beitrag für 
Bayern und Deutschland zu leisten. Aus 
diesem Grund hat die Bayerische Staats- 
regierung gemeinsam mit der bayeri-
schen Wirtschaft und der Regional- 
direktion Bayern der Bundesagentur 
für Arbeit die Initiative „Integration 
durch Ausbildung und Arbeit“ auf den 
Weg gebracht. Mit dieser Vereinbarung 
ist Bayern bundesweit vorn. Kein ande-
res Bundesland hat bislang vergleichbare 
Ansätze zur Arbeitsmarktintegration, 
in der Staatsregierung, Wirtschaft und 
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Arbeitsverwaltung so konzertiert an 
einem Strang ziehen. 

Die Vereinbarung sieht wichtige Maß-
nahmen zur besseren Integration von 
Flüchtlingen mit Bleibeperspektive in 
Ausbildung und Arbeit vor. Allein im 
Jahr 2016 fanden bereits 60.741 Inte
grationen in Praktika, Ausbildung und 
Arbeit statt. Das Ziel der Initiative, bis 
Ende 2016 20.000 Flüchtlingen einen 
Praktikums-, Ausbildungs- oder Arbeits-
platz anzubieten, wurde damit um das 
Dreifache übertroffen. Das mittelfristige 
Ziel von 60.000 erfolgreichen Arbeits-
marktintegrationen bis Ende 2019 wur-
de bereits zur Hälfte erreicht. Allein in 
2016 hat das Bayerische Staatsminis
terium für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration rund 12  Mio. Euro in die 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlin-
gen mit Bleibeperspektive investiert. 
Das Bayerische Staatsministerium für 
Wirtschaft und Medien, Energie und 
Technologie investiert 5,3 Mio. Euro 
jährlich.

Um die berufliche Eingliederung von 
Menschen mit Migrationshintergrund 
zu unterstützen, fördert die Bayerische 
Staatsregierung mit Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds (ESF) und des 
Arbeitsmarktfonds spezifische Inte
grations- und Qualifizierungsprojekte. 

Die Förderaktion „Aktivierung und 
Grundqualifizierung von langzeitar-
beitslosen Menschen“ des ESF hilft 
beispielsweise dabei, die Chancen zur 
Integration dieser Zielgruppe zu erhö-
hen, indem sie berufliche Schlüssel
qualifikationen und auch interkulturelle 
Kompetenz vermittelt bzw. verbessert.

Eckpfeiler der bayerischen Integra­
tions- und Asylpolitik 
Am 9. Oktober 2015 hat die Bayeri-
sche Staatsregierung das bundesweit 
einmalige Sonderprogramm „Zusam-
menhalt fördern, Integration stärken“ 
aufgelegt. 

Wesentliche Bestandteile: Integration 
stärken heißt doppelte Verantwortung 
übernehmen: Für die einheimische Be
völkerung und für die Schutzsuchen-
den. Deshalb werden überall dort, wo 
Teile der einheimischen Bevölkerung ei-
nen gleichartigen Bedarf haben – etwa 
beim Wohnungsbau, bei Kinder- und 
Ganztagsbetreuung sowie schulischer 
Bildung oder bei der Ausbildungsförde-
rung und Arbeitsmarktintegration – die 
Fördermaßnahmen so ausgestaltet, dass 
sie beiden Gruppen zugutekommen.

Eine gute Grundlage, um viele Men-
schen unterschiedlicher Herkunft und 
Kultur in Bayern integrieren zu können 
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und dennoch die Identität Bayerns zu 
erhalten, bietet das am 1. Januar 2017 
in Kraft getretene Bayerische Integra
tionsgesetz. Darin werden unter ande-
rem die Notwendigkeit der Beachtung 
der Leitkultur in Bayern und des Grund-
satzes des Förderns und Forderns fest
geschrieben.

Wir fordern, dass die Menschen, die 
nach Bayern kommen, alle bindenden 
Forderungen der hier geltenden Rechts- 
und Werteordnung akzeptieren, mit
tragen und als den für sie nun gelten-
den Maßstab annehmen. Zuwanderer, 
die sich dauerhaft berechtigt in Bayern 
aufhalten, sollen die deutsche Sprache 
und unsere Leitkultur kennen- und 
schätzen lernen und ihrerseits Akzep-
tanz und Toleranz erfahren. Wer den 
eigenen Beitrag zur Integration verwei-
gert, muss mit Konsequenzen rechnen.

Die Bayerische Staatsregierung setzt 
sich darüber hinaus für ein gesetzliches 
Regelwerk ein, das eine Begrenzung 
der Zuwanderung dahingehend garan-
tiert, dass Deutschland nicht mehr als 
jährlich 200.000 Flüchtlinge aufnimmt. 

Dazu gehört auch eine schnelle und 
wirksame Rückführung von abgelehn-
ten Asylbewerbern ohne Bleiberecht. 
Der Freistaat Bayern hat in Umsetzung 
dieses Ziels bereits im Herbst 2015 
zwei Aufnahme- und Rückführungs-
zentren in Ingolstadt/Manching und 
Bamberg geschaffen. Basierend auf 
dem bayerischen Vorbild der Aufnah-
me- und Rückführungszentren wurden 
im Asylrecht des Bundes mittlerweile 
die so genannten besonderen Aufnah-
meeinrichtungen gesetzlich fixiert. 

Mit dem Programm „Perspektiven für 
Flüchtlinge in ihren Heimatländern“ 
leistet die Bayerische Staatsregierung 
einen wichtigen Beitrag zur Bekämp-
fung von Fluchtursachen in den Her-
kunftsländern. Mit der Hilfe vor Ort 
sollen ergänzend zum Bund, aber in 
eigener Verantwortung, konkrete Pro-
jekte vor Ort gefördert werden, die 
Menschen in ihrer Heimat oder heimat-
nah Lebens- und Bleibeperspektiven 
eröffnen.
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Bayerische Staatsregierung unter­
stützt Kommunen bei den Hilfen für 
Wohnungslose
Die grundsätzliche Zuständigkeit für 
die Belange Wohnungsloser oder von 
Wohnungslosigkeit betroffener Men-
schen liegt bei den Kommunen. Die 
Bayerische Staatsregierung unterstützt 
die Kommunen dabei.

Ziel der Bayerischen Staatsregierung 
ist es, drohender Wohnungslosigkeit 
mit präventiven Maßnahmen zum Er-
halt von Wohnungen und zur Schaffung 
preiswerten Wohnraums entgegenzu-
wirken. Darüber hinaus steht in Bayern 
ein qualifiziertes, differenziertes und 
vernetztes Hilfeangebot bei Woh-
nungslosigkeit bereit und unterstützt 
die Betroffenen bei ihrer Reintegration 
in die Gesellschaft. 

Weniger als ein Wohnungsloser je 
1.000 Einwohner in Bayern
Zum Stichtag 30. Juni 2014 wurden in 
Bayern 12.053 Wohnungslose gemel-
det, die von den Gemeinden (bzw. den 

Verwaltungsgemeinschaften) und von 
den Einrichtungen der freien Träger der 
Wohnungslosenhilfe untergebracht 
worden waren. Damit ergibt sich eine 
Quote von knapp zehn Wohnungslo-
sen je 10.000 Einwohner (9,6). Davon 
wurden 77,7 % bei kommunalen Trä-
gern untergebracht. Die übrigen 22,3 % 
wurden von den Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe in freier Träger-
schaft versorgt.

Wohnungslosigkeit in den Regionen
Von den in Bayern am 30. Juni 2014 ge-
meldeten 12.053 wohnungslosen Per-
sonen lebten 68,9 % in den kreisfreien 
Städten. In den Landkreisen liegt die 
Quote bei 31,1 %. In Oberbayern ergibt 
sich eine Quote von rund 16 Woh-
nungslosen je 10.000 Einwohner, in 
Mittelfranken sind es rund 13 Woh-
nungslose, in Unterfranken 5,9, in 
Schwaben 5,4, in Niederbayern 3,4, in 
der Oberpfalz 2,4 und in Oberfranken 
1,9 je 10.000 Einwohner. 

Wohnungslose in Bayern
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Darstellung 20: � Regionale Verbreitung wohnungsloser Personen in Bayern gemessen  
an der Nutzung von Übernachtungsmöglichkeiten am 30. Juni 2014 

Freie  
Träger*

Kommunale 
Träger Insgesamt pro 10.000 

Einwohner
regionale 

Verteilung
Anteil 

Kommunale 
Träger

Bayern 2.688 9.365 12.053 9,6 100 % 77,7 %

Kreistyp

Kreisfreie Städte 1.929 6.376 8.305 22,5 68,9 % 76,8 %

Landkreise 759 2.989 3.748 4,2 31,1 % 79,7 %

Regionstyp**

Wachstum 2.533 7.925 10.458 14,2 86,8 % 75,8 %

Stagnation 53 1.103 1.156 3,5 9,6 % 95,4 %

Schrumpfung 102 337 439 2,2 3,6 % 76,8 %

Regierungsbezirk

Oberbayern 2.029 5.150 7.179 16,1 59,6 % 71,7 %

Niederbayern 15 388 403 3,4 3,3 % 96,3 %

Oberpfalz 14 246 260 2,4 2,2 % 94,6 %

Oberfranken 4 201 205 1,9 1,7 % 98,0 %

Mittelfranken 450 1.808 2.258 13,2 18,7 % 80,1 %

Unterfranken 138 630 768 5,9 6,4 % 82,0 %

Schwaben 38 942 980 5,4 8,1 % 96,1 %

*   Übernachtungsmöglichkeit genutzt am 30. Juni 2014.
** � Wachstum/Stagnation/Schrumpfung = Kreise mit Veränderung Einwohnerzahl 2008–2013 > 1 %/<–1 %.

� Quelle: StMAS, Datenreport: Soziale Lage in Bayern 2014, München 2015, S. 262 ff.)

Überwiegend Männer von 
Wohnungslosigkeit betroffen
Rund drei Viertel (73,8 %) aller Woh-
nungslosen sind Männer. Etwa jeder 
dritte Wohnungslose ist ein Mann im 
Alter von 40 bis 64 Jahren (37,3 % aller 
Wohnungslosen).

Nur 11,6 % aller untergebrachten Woh-
nungslosen mit Angaben zum Alter 
und Geschlecht sind minderjährig. Dies 
ist darauf zurückzuführen, dass diese 

Altersgruppe in Fällen einer Wohnungs
notfallproblematik durch andere Hilfs-
systeme, insbesondere der Jugendhilfe, 
unterstützt und versorgt wird. 9,3 % 
aller untergebrachten Wohnungslosen 
mit Angaben zum Alter und Geschlecht 
sind 65 Jahre oder älter. Hintergrund ist 
hier, dass Ältere bei Wohnungsnotfällen 
häufiger alternative Hilfesysteme wie 
Senioreneinrichtungen in Anspruch 
nehmen (vgl. Darstellung 21).
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Darstellung 21: � Zusammensetzung der Wohnungslosen nach Alter und 
Geschlecht in Bayern am 30. Juni 2014
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Wahrscheinlichkeit für Wohnungs­
losigkeit sinkt mit guter Bildung 
Die Ergebnisse zeigen, dass Bildung so-
wie gute berufliche Qualifikation die 
Wahrscheinlichkeit für Wohnungslosig-
keit stark sinken lassen.

41 % aller Wohnungslosen in Bayern 
haben die Hauptschule abgeschlossen. 
Jeder Dritte besitzt keinen Schulab-
schluss (34,7 %). Realschulabschluss 
oder Abitur hat nur jeder fünfte Woh-
nungslose (21,5 %). 2,8 % aller Woh-
nungslosen sind noch schulpflichtig 
und haben noch keinen Schulabschluss.

Beim beruflichen Abschluss konzentrie-
ren sich die Wohnungslosen auf zwei 
Kategorien: 52,3 % haben keinen beruf-
lichen Abschluss und 38,4 % haben eine 
Lehre. Höhere Qualifikationen als eine 
Lehre sind mit 4,9 % die absolute Aus-
nahme.

Mehrheit der Wohnungslosen ist 
arbeitslos
Die größte Gruppe unter den Woh-
nungslosen stellen die Arbeitslosen  
dar (39 %), nur etwa jeder dritte Woh-
nungslose ist zumindest zeitweise er-
werbstätig (33,4 % dauernder Wechsel 
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zwischen Arbeitslosigkeit und Erwerbs-
tätigkeit oder dauerhaft erwerbstätig). 
Knapp jede fünfte wohnungslose Person 
ist bereits im Ruhestand oder noch 
schulpflichtig (27,7 %). Frauen und 
Männer unterscheiden sich dabei kaum 
hinsichtlich ihrer Erwerbsbeteiligung. 

Großteil der Wohnungslosen lebt 
alleine
Alleinstehende ohne Kinder stellen 
unter den Wohnungslosen mit 74 % den 
größten Anteil dar. Dabei dominieren 
die alleinstehenden Männer mit 60,1 %. 
Nach den Alleinstehenden stellen Paare 
mit Kind(ern) die zweithäufigste Haus-
haltsform dar (7,3 %). Weitere 7 % bilden 
Alleinerziehende mit Kindern, darunter 
sind der Großteil Frauen (6,1 % aller 
Wohnungslosen). 

Hilfen für Wohnungslose und  
von Wohnungslosigkeit bedrohte 
Menschen
Die grundsätzliche Zuständigkeit für 
die Belange Wohnungsloser oder von 
Wohnungslosigkeit betroffener Men-
schen liegt bei den Kommunen. 

Die Landkreise und kreisfreien Städte 
erbringen im übertragenen Wirkungs-
kreis für Arbeitsuchende im Rahmen 

der kommunalen Eingliederungshilfen 
Hilfen zum Erhalt der Wohnung nach  
§ 16 a Ziff. 3 SGB II in Form von psy-
chosozialer Betreuung. 

Diesen Hilfen nachgeordnet erbringen 
die Landkreise und kreisfreien Städte 
im eigenen Wirkungskreis als örtliche 
Träger der Sozialhilfe nach § 67 S. 2 
SGB XII sog. Hilfen zur Überwindung 
sozialer Schwierigkeiten. Diese sind 
personenbezogen und können auch 
Maßnahmen zur Erhaltung und Be-
schaffung einer Wohnung umfassen.

Des Weiteren obliegt es den Gemein-
den als Sicherheitsbehörden im eige-
nen Wirkungskreis die unmittelbaren 
Gefahren für die Betroffenen, die mit 
Obdachlosigkeit einhergehen, abzu-
wehren. Welche Maßnahmen die Ge-
meinden treffen, liegt in ihrem eigenen 
Ermessen.

Angebote vor Ort
In Bayern bieten Kommunen und freie 
Wohlfahrtspflege gemeinsam ein flä-
chendeckendes Netz von Unterstüt-
zungs- und Hilfeangeboten für Woh-
nungslose bzw. von Wohnungslosigkeit 
bedrohte Menschen an. Die Angebote 
werden ständig weiterentwickelt und 
ausgebaut. Den Wohnungslosen soll 
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primär eine dauerhafte Wohnform ver-
mittelt werden, wobei sich diese an 
den Bedürfnissen des Einzelnen orien-
tiert. Darüber hinaus gibt es für diesen 
Personenkreis auch Übernachtungs-
möglichkeiten und ein Angebot von 
Tagesaufenthaltsstätten.

Unterstützung durch die Bayerische 
Staatsregierung
Wichtige präventive Maßnahmen des 
Freistaats Bayern zur Vermeidung von 
Wohnungslosigkeit sind der soziale 
Wohnungsbau und das Wohngeld. 

Daneben unterstützt der Freistaat 
Bayern die Kommunen bei der Verbes-
serung der Situation der wohnungs
losen Menschen in Bayern mit rund 
430.000 Euro jährlich. Damit werden 
zum einen die Koordinierungsstellen 
Wohnungslosenhilfe Südbayern und 
Nordbayern in München und Nürnberg 
bezuschusst. Zum anderen fördert  
der Freistaat bayernweit weitere Be
ratungs- und Präventionsangebote.
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als in Westdeutschland. 

148 €

sind die Einkommen 
in Bayern höher als 
in Deutschland.

8,6 %

 Bayerisches Staatsministerium für
Arbeit und Soziales, Familie und Integration

Bayern ist Familienland Nr. 1: 

4,9 Mrd. €
gehen in 2017 und 2018 in die Familienpolitik.

der Menschen in Bayern 
engagieren sich in einem 
Ehrenamt. 

47 %

über 1 Mio.
mehr sozialversicherungspflichtig 
 Beschäftigte in Bayern seit 2005. Mit 
3,5 % hatte Bayern 2016 die niedrigste 
Arbeitslosenquote aller Bundesländer.

mit rund 550 Mio. €
allein für 2016 legte Bayern ein Sonderprogramm 
 „Zusammenhalt fördern, Integration stärken“ auf.  
Das ist in Deutschland einmalig. 

mit 
73,1 %
sind in Bayern Frauen 
öfter erwerbstätig als 
in Deutschland.

Kurzfassung  Infografik mit ausgewählten Ergebnissen
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Dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie  
und Integration wurde durch die berufundfamilie gemeinnützige GmbH  
die erfolgreiche Durchführung des audits berufundfamilie® bescheinigt:  
www.beruf-und-familie.de.

Wollen Sie mehr über die Arbeit der Bayerischen Staatsregierung erfahren?
BAYERN DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bayerischen Staatsregierung.  
Unter Telefon 089  12 22 20 oder per E-Mail unter direkt@bayern.de erhalten 
Sie Informationsmaterial und Broschüren, Auskunft zu aktuellen Themen und 
Internetquellen sowie Hinweise zu Behörden, zuständigen Stellen und Ansprech-
partnern bei der Bayerischen Staatsregierung.


